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Kreis Viersen 
 

32/2025 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 21.11.2024 
Aktenzeichen 03241294233/ha  

gegen 
 

Herrn 
Muhammet Özyanik 

Kavakli dere Makallesi 42 
TR-53400 ARDESEN/ RIZE 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises 
Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rathaus-
markt 3, 41747 Viersen, Zimmer 0114 für den Empfänger offen und kann dort vom Empfänger 
eingesehen werden. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird rechts-
kräftig und vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Einspruch ein-
gelegt wird. 
 
Viersen, 07.01.2025 
 
Im Auftrag 
 
Handeck 
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33/2025 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 08.01.2025 
Aktenzeichen 03280547939/sv  

gegen 
 

Herrn 
Abel Filip 

Ottostr. 64 
47198 Duisburg 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises 
Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rathaus-
markt 3, 41747 Viersen, Zimmer 0114 für den Empfänger offen und kann dort vom Empfänger 
eingesehen werden. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird rechts-
kräftig und vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Einspruch ein-
gelegt wird. 
 
Viersen, 08.01.2025 
 
Im Auftrag 
 
Sievers 
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34/2025 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 18.10.2024 
Aktenzeichen 03280547700/lit  

gegen 
 

Herrn 
Mateusz Jachimowski 

Górka Wasoska 7 
PL-56-210 WASOSKA 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises 
Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rathaus-
markt 3, 41747 Viersen, Zimmer 0110 für den Empfänger offen und kann dort vom Empfänger 
eingesehen werden. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird rechts-
kräftig und vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Einspruch ein-
gelegt wird. 
 
Viersen, 13.01.2025 
 
Im Auftrag 
 
Litzbarski 
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35/2025 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 08.08.2024 
Aktenzeichen 03241270334/pe  

gegen 
 

Herrn 
Philipp Rene Overlack 

Oskar-Kühlen-Straße 20 
41061 Mönchengladbach 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises 
Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rathaus-
markt 3, 41747 Viersen, Zimmer 0109 für den Empfänger offen und kann dort vom Empfänger 
eingesehen werden. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird rechts-
kräftig und vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Einspruch einge-
legt wird. 
 
Viersen, 15.01.2025 
 
Im Auftrag 
 
Peters 
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36/2025 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 20.01.2025 
Aktenzeichen 03241293091/grä  

gegen 
 

Herrn 
Pierre Günther 
Eichornstraße 8 

50735 Köln 
 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises 
Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rathaus-
markt 3, 41747 Viersen, Zimmer 0120 a für den Empfänger offen und kann dort vom Empfän-
ger eingesehen werden. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird rechts-
kräftig und vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Einspruch ein-
gelegt wird. 
 
Viersen, 20.01.2025 
 
Im Auftrag 
 
Grätsch 
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37/2025 Öffentliche Zustellung einer Ermahnung 

 
Gegen Erwin Feekes, letzte bekannte Anschrift: Burgemeester Lemmensstraat 223, 6163 JG Geleen, 
jetziger Aufenthaltsort unbekannt, ist am 30.09.2024 ein  
Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 43-143/24/NL/E/Bec.,  
ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird 
das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Emp-
fängers / der Empfängerin nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags nach vorheriger Terminabsprache eingesehen und in Emp-
fang genommen werden auf meiner Dienststelle in 
41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen 
Zimmer 0127. 
 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 10.01.2025 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. 
Meuser 
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38/2025 Öffentliche Zustellung einer Ermahnung 

 
Gegen Damian Kociok, letzte bekannte Anschrift: Rotsheide 8, 5804 XJ Venray, jetziger Aufenthalts-
ort unbekannt, ist am 27.09.2024 ein  
Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 43-134/24/NL/E Bec. 
ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird 
das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Emp-
fängers / der Empfängerin nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags nach vorheriger Terminabsprache eingesehen und in Emp-
fang genommen werden auf meiner Dienststelle in 
41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen 
Zimmer 0127. 
 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 02.12.2024 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. 
Meuser 
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39/2025 Öffentliche Zustellung einer Ermahnung 

 
Gegen Bart,Thomas Langenberg, letzte bekannte Anschrift: Geldersebaan 18, 5931 JN Tegelen, jetzi-
ger Aufenthaltsort unbekannt, ist am 26.09.2024 ein  
Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 43-130/24/NL/E/Bec,  
ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird das 
vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfän-
gers / der Empfängerin nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags nach vorheriger Terminabsprache eingesehen und in Emp-
fang genommen werden auf meiner Dienststelle in 
41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen 
Zimmer 0127. 
 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 13.01.2025 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. 
Meuser 
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40/2025 Öffentliche Zustellung einer Ermahnung 

 
Gegen Dylan Olieslagers, letzte bekannte Anschrift: Hoekweg 136, 6591 XN Gennep, jetziger Aufent-
haltsort unbekannt, ist am 26.09.2024 ein  
Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 43-131/24/NL/E/Bec.,  
ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird das 
vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfän-
gers / der Empfängerin nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags nach vorheriger Terminabsprache eingesehen und in Emp-
fang genommen werden auf meiner Dienststelle in 
41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen 
Zimmer 0127. 
 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 10.01.2025 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. 
Meuser 
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41/2025 Öffentliche Zustellung einer Ermahnung 

 
Gegen Danny,Marc,Anjo Slenter, letzte bekannte Anschrift: Brugstraat 159, 6131 AC Sittard, jetziger 
Aufenthaltsort unbekannt, ist am 11.10.2024 ein  
Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 43-182/24/NL/E/Bec.,  
ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird das 
vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfän-
gers / der Empfängerin nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags nach vorheriger Terminabsprache eingesehen und in Emp-
fang genommen werden auf meiner Dienststelle in 
41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen 
Zimmer 0127. 
 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechts-
verluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 10.01.2025 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. 
Meuser 
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42/2025 Öffentliche Zustellung einer Verfügung über die Aberkennung, von der 

ausländischen Fahrerlaubnis im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland Gebrauch 

zu machen 

 
Gegen Giovanni Marrone, letzte bekannte Anschrift: Donkring 55, 47906 Kempen, jetziger Auf-
enthaltsort unbekannt, ist am 15.11.2024 ein  

Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 42/Je,  

ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Lan-
deszustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung 
wird das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des 
Empfängers / der Empfängerin nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags nach vorheriger Terminabsprache eingesehen und in 
Empfang genommen werden auf meiner Dienststelle in 

41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen 
Zimmer 0132. 

 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 10.01.2025 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. 
Jendrsczok 
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43/2025 Öffentliche Zustellung der Kreispolizeibehörde Viersen (Wiktorski, Mi-

rosław Zdzisław) 

 
Öffentliche Zustellung  
 
Gemäß §10 Absatz 1 Satz 1 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GVNRW S. 94) in der zurzeit geltenden Fas-
sung wird die  
 
Anordnung der Verwertung der Kreispolizeibehörde Viersen vom 13.09.2024, Aktenzeichen:  
ZA–22.57.02.60 – 342/43 ( Fahrzeug: Opel Vectra)  
 
an                      Wiktorski, Mirosław Zdzisław 

• Geb am 13.10.1967 
Letzte bekannte Anschrift: 
Rennekoven 21 
41334 Nettetal 

 
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt, da der Aufenthaltsort des Empfängers nicht festge-
stellt werden kann.  
 
Die Abholaufforderung liegt in Raum 1.01 des Dienstgebäudes Lindenstraße 5, 41747 Viersen für 
den Empfänger offen und kann dort vom Empfänger während der Dienstzeiten eingesehen werden. 
 
Die Abholaufforderung gilt zwei Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt.  
 
Nach Zustellung wird eine weitere Frist von 7 Tagen in Gang gesetzt. Äußert sich der Betroffene in-
nerhalb dieser Frist nicht zur Sache, erfolgt die Verwertung des Fahrzeugs. 
 
Im Auftrag 
gez. Wischnewski 
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44/2025 Anmeldung für die Jägerprüfung 2025 

 
Der schriftliche Teil der Jägerprüfung findet am Mittwoch 23. April 2025 in den Räumen des 
Ramshofes, Ramshof 1 – 47877 Willich ab 15.00 Uhr, statt. 
 

Das jagdliche Schießen wird am Montag, den 28. April 2025 ab 13.30 Uhr auf der Schießanlage 
Neukirchen-Vluyn, Geldernsche Str. 434 a, 47506 Neukirchen-Vluyn, durchgeführt.  
 

Die mündlich - praktische Prüfung wird am Donnerstag, den 24.April 2025 und am Freitag, den 
25. April 2025 ganztägig in den Räumen des Ramshofes abgehalten. 
 

Die untere Jagdbehörde nimmt bis zum 15. Februar 2025 Anmeldungen für die Jägerprüfung 
entgegen. Die Anmeldungen sind an den Kreis Viersen, untere Jagdbehörde, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, zu richten. Dem Antrag sind folgende Nachweise beizufügen: 
 

➢  Nachweis über die Einzahlung der Prüfungsgebühr (250,00 €),  

➢  Nachweis der Landesvereinigung der Jäger oder einer ihrer satzungsgemäßen Unterglie-

derungen über die sichere Handhabung und das Schießen mit einer Kurzwaffe mit einem 

Mindestkaliber von 9 Millimetern (nicht älter als ein Jahr),  

➢  Nachweis über die Teilnahme an einer vom zuständigen Veterinäramt anerkannten 

Schulung zur kundigen Person, 

➢ amtliches Führungszeugnis, welches nicht älter als 6 Monate sein darf. 

 

Verspätet oder unvollständig eingehende Anträge auf Zulassung zur Jägerprüfung können nicht 
berücksichtigt werden.  
Viersen, den 10.01.2025 

  

Kreis Viersen    
Der Landrat 
als untere Jagdbehörde 
Im Auftrag 

 

 

B u s c h m a n n 
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45/2025 Auslegung Entwurf der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2025 

 
Der Entwurf der Haushaltssatzung des Kreises Viersen für das Haushaltsjahr 2025 mit ihren Anlagen 
kann gemäß § 54 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 646), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.03.2024 (GV NRW S. 
136), ab dem 24.01.2025 für die Dauer des Beratungsverfahrens (bis zur Kreistagssitzung am 
27.03.2025) innerhalb der Dienstzeiten im Gebäude der Kreisverwaltung, Zimmer 2304, eingesehen 
werden. Gegen den Entwurf können Einwohner oder Abgabepflichtige der kreisangehörigen Gemein-
den innerhalb einer Frist von vierzehn Tagen nach Beginn der Auslegung Einwendungen erheben. 
Diese können schriftlich beim Amt für Finanzen im Kreishaus Viersen eingereicht oder zur Nieder-
schrift erklärt werden. Über die Einwendungen beschließt der Kreistag in öffentlicher Sitzung. 
 
Viersen, den 21.01.2025 
 
gez. 
Dr. Coenen 
Landrat 
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Burggemeinde Brüggen 
 

47/2025 Öffentliche Zustellung eines Gewerbesteuerbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der  
 
Gewerbesteuerbescheid vom 06.12.2024 Kassenzeichen 01200448.6/0200  
Steuernummer: 5102/5151/2503 
gegen 
 
Herrn Albert Steffen Kühn, letzte bekannte Anschrift: 
Hülst 11, 41379 Brüggen 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist.  
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Krei-
ses Viersen.  
Der Gewerbesteuerbescheid liegt bei der Burggemeinde Brüggen, Klosterstraße 38 Zimmer 
110, Sachgebiet Finanzen und Beteiligungen für den Empfänger offen und kann dort nach 
vorheriger Terminabsprache vom Empfänger eingesehen und in Empfang genommen wer-
den.  
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird 
rechtskräftig und vollstreckbar, wenn nicht innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wi-
derspruch eingelegt wird.  
 
Brüggen, 10.01.2025 
Im Auftrag  
gez. 
Schmitz 
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48/2025 Öffentliche Zustellung eines Gewerbesteuerbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der  
 
Gewerbesteuerbescheid vom 13.12.2024 Kassenzeichen 01200781.7/0200  
Steuernummer: 5102/5018/2913 
gegen 
 
Herrn Gabor Biricskai, letzte bekannte Anschrift: 
Burgwall 3, 41379 Brüggen 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist.  
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Krei-
ses Viersen.  
Der Gewerbesteuerbescheid liegt bei der Burggemeinde Brüggen, Klosterstraße 38 Zimmer 
110, Sachgebiet Finanzen und Beteiligungen für den Empfänger offen und kann dort nach 
vorheriger Terminabsprache vom Empfänger eingesehen und in Empfang genommen wer-
den.  
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird 
rechtskräftig und vollstreckbar, wenn nicht innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wi-
derspruch eingelegt wird.  
 
Brüggen, 10.01.2025 
Im Auftrag  
gez. 
Schmitz 
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49/2025 Öffentliche Zustellung eines Gewerbesteuerbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der  
 
Gewerbesteuerbescheid vom 17.01.2025 Kassenzeichen 01200630.6/0200  
Steuernummer: 5102/5172/3699 
gegen 
 
Herrn Lorenzo Marchese, letzte bekannte Anschrift: 
Borner Straße 23, 41379 Brüggen 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist.  
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Krei-
ses Viersen.  
Der Gewerbesteuerbescheid liegt bei der Burggemeinde Brüggen, Klosterstraße 38 Zimmer 
110, Sachgebiet Finanzen und Beteiligungen für den Empfänger offen und kann dort nach 
vorheriger Terminabsprache vom Empfänger eingesehen und in Empfang genommen wer-
den.  
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird 
rechtskräftig und vollstreckbar, wenn nicht innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wi-
derspruch eingelegt wird.  
 
Brüggen, 17.01.2025 
Im Auftrag  
gez. 
Schmitz 
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50/2025 Bäderbetriebe Brüggen: Jahresabschluss 2022 

 
Prüfung des Jahresabschlusses der Bäderbetriebe Brüggen für das Geschäftsjahr 2022 
 
 
BESCHLUSS  
 
aus der 31. Sitzung des Rates der Burggemeinde Brüggen in der Wahlzeit  
2020/2025 am Donnerstag, den 17. Dezember 2024  
 
Zu 20.:  
 
Angelegenheiten der Bäderbetriebe Brüggen  
hier: Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2022 
 
Vorlage:  
191/2024 
 
Kämmerer Mankowski verwies auf die Vorlage 191/2024 und die Beratung im Betriebsausschuss. Die 
Erstellung des Jahresabschlusses habe sich durch die Erstellung eines externen Dienstleisters verzö-
gert. Im Ergebnis solle der Fehlbetrag in Höhe von rund 328.000 Euro durch die Burggemeinde Brüg-
gen ausgeglichen werden. 
 
Ohne Aussprache fasste der Rat folgenden  
 
Beschluss:  
 

a) Der Betriebsleitung wird für das Jahr 2022 Entlastung erteilt,  
  

b) Der Jahresabschluss der Bäderbetriebe Brüggen zum 31.12.2022 mit einer Bilanzsumme in 
Höhe von 1.932.552,65 Euro und einem Fehlbetrag in Höhe von 327.876,02 Euro wird festge-
stellt. 

 
c) Der Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2022 wird festgestellt. 

 
d) Der Jahresfehlbetrag in Höhe von 327.876,02 Euro wird durch die Burggemeinde Brüggen aus-

geglichen. Hierfür ist der Betrag in Höhe von 327.876,02 Euro überplanmäßig unter dem PSP 
1.100.16.01.02 und dem Sachkonto 53160000 zur Verfügung zu stellen.  

 
Abstimmungsergebnis:  
 
einstimmig zugestimmt  
-Rat, 17.12.2024-  
 
Brüggen, 13. Januar 2025 
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Wiedergabe des Bestätigungsvermerks 
 
Nach dem abschließenden Ergebnis unserer auftragsgemäßen Prüfung haben wir den Jahresab-
schluss zum 31. Dezember 2022 und den Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2022 den folgenden 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk: 
 
"Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
 
An die eigenbetriebsähnliche Einrichtung Bäderbetriebe Brüggen: 
 
Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Bäderbetriebe Brüggen – be-
stehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirt-
schaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstel-
lung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe-
richt der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Bäderbetriebe Brüggen für das Wirtschaftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften 
der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen i. V. m. den deutschen 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Eigenbetriebes zum 
31. Dezember 2022 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31  Dezember 2022 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der eigen-
betriebsähnlichen Einrichtung. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der Betriebssatzung und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und § 103 GO NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks weiterge-
hend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deut-
schen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen 
Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für un-
sere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Betriebsausschusses der Gemeinde für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den Vor-
schriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen in allen wesentlichen 
Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung ei-
nes Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund 
von dolosen Handlungen (d.h. Manipulation der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen)      
oder Irrtümern ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu be-
urteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der Be-
triebssatzung entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Überein-
stimmung mit den Vorschriften der Betriebssatzung zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Der Betriebsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Gan-
zes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den 
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der Betriebssatzung 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen 
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Über-
einstimmung mit § 317 HGB und § 103 GO NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung unter Anwen-
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dung der IDW Prüfungsstandarts für weniger komplexe Einheiten durchgeführte Prüfung eine we-
sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen 
oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und 
Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhal-
tung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen und Irrtümern, planen und füh-
ren Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnach-
weise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu die-
nen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellun-
gen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass aus Irrtümern resultierende we-
sentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives Zu-
sammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen 
bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 
 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-
ternen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Sys-
teme der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung abzugeben. 
 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 
• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 

angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit so-
wie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an 
der Fähigkeit der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicher-
heit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unan-
gemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfol-
gerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prü-
fungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass 
die eigenbetriebsähnliche Einrichtung seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen 
kann. 

 
• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-

schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zu Grunde liegenden Geschäftsvor-
fälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung ver-
mittelt. 
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• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Entsprechung 

mit der Betriebssatzung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der eigenbetriebsähn-
lichen Einrichtung. 

 
• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-

kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zu Grunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurtei-
len die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zu Grunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 
 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 
 
Krefeld, den 14. Oktober 2024 
Dr Heilmaier & Partner GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 
Abts 
Wirtschaftsprüfer " 
 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen während der Dienststunden bei der Burggemeinde 
Brüggen, Klosterstraße 38, 41379 Brüggen, öffentlich zur Einsichtnahme aus. 
       Gez. 
Brüggen, 20.01.2025     Mankowski 
       Betriebsleiter 
 
  



Nr. 4/2025 Amtsblatt des Kreises Viersen Seite 26 

 

Gemeinde Grefrath 
 

51/2025 Bekanntmachung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath über das 

Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen für 

die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag am 23.02.2025 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die Wahlbezirke der Sport- und Freizeitgemeinde 

Grefrath wird in der Zeit vom 03.02. bis 07.02.2025 während der allgemeinen Öffnungszeiten im 
Rathaus Rathaus, Zimmer I.6 (1. Etage), Mülhausener Straße 6, 47929 Grefrath für Wahlberech-
tigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern 
ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus de-
nen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das 
Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im 
Melderegister eine Auskunftssperre gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen 
ist.  

Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch 
ein Datensichtgerät möglich.  

Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat.  

 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 03.02. bis 
07.02.2025, spätestens am 07.02.2025 bis 12:30 Uhr, beim Bürgermeister der Sport- und Frei-
zeitgemeinde Grefrath, Mülhausener Straße 6, 47929 Grefrath Einspruch einlegen.  

Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden.  

 

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 
02.02.2025 eine Wahlbenachrichtigung. Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber 
glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er 
nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 

 

4. Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die be-
reits einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenach-
richtigung. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 110, Kreis Viersen  

• durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises  

oder  

• durch Briefwahl  

teilnehmen.  
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5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag  

5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,  

5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,  

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das 
Wählerverzeichnis nach § 18 Absatz 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 02.02.2025) oder 
die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 22 Absatz 1 der Bundeswahlord-
nung (bis zum 07.02.2025) versäumt hat,  

b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 
Absatz 1 der Bundeswahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 22 Absatz 1 der Bun-
deswahlordnung entstanden ist,  

c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung 
erst nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde ge-
langt ist.  

 

Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis 
21.02.2025, 15:00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich oder elektronisch be-
antragt werden. 

Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder 
nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum 
Wahltag, 15:00 Uhr, gestellt werden.  

Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zuge-
gangen ist oder er ihn verloren hat, kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 22.02.2025, 
12:00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden.  

Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 
Buchstabe a bis c angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch 
bis zum Wahltag, 15:00 Uhr, stellen.  

Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein Wahlberechtigter mit Behinderung kann sich bei 
der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 

 

6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte  

• einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises,  

• einen amtlichen Stimmzettelumschlag,  

• einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen 
roten Wahlbrief-umschlag und  

• ein Merkblatt für die Briefwahl.  

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn 
die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; 
dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. 
Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 
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Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der Abgabe 
seiner Stimme gehindert ist, kann sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedie-
nen. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben. Die Hilfeleistung ist auf technische 
Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahl-
entscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einfluss-
nahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten er-
setzt oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson 
ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer 
anderen Person erlangt hat.  

Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so 
rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltag 
bis 18.00 Uhr eingeht.  

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungs-
form ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf 
dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
 
Grefrath, 14. Januar 2025 
 
gez.  
Schumeckers 
Bürgermeister 
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Stadt Nettetal 
 

52/2025 1. Öffentliche Zustellung einer Anhörung 

 
Öffentliche Zustellung einer Anhörung  
 
Fahrzeug Peugeot, grau, 
Standort Parkplatz Am Höhenweg, 41334 Nettetal 
 
Gegen Herrn Peter Ivhan, aktuelle Anschrift unbekannt, ist am 08.01.2025 eine Anhörung ergangen.  
 
Gemäß §§1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NW) 
vom 07.03.2006 (GV NRW S.94) in der zurzeit gültigen Fassung wird das vorgenannte Dokument hier-
mit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Das Dokument kann bei der Stadt Nettetal – Fachbereich für Öffentliche Sicherheit und Ordnung – 
Raum Nr. 245, Doerkesplatz 11, 41334 Nettetal eingesehen werden. 
 
Die Anhörung gilt zwei Wochen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt. 
 
 
Nettetal, 08.01.2025 
 
Der Bürgermeister 
 
i.A. Hein 
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53/2025 1. Öffentliche Zustellung einer Anhörung 

 
Öffentliche Zustellung einer Anhörung  
 
Fahrzeug Audi, silber, 
letztes amtliches Kennzeichen GST82299, 
Standort Vorbruch, 41334 Nettetal 
 
Gegen Herrn Petro Portanenko, aktuelle Anschrift unbekannt, ist am 14.01.2025 eine Anhörung er-
gangen.  
 
Gemäß §§1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NW) 
vom 07.03.2006 (GV NRW S.94) in der zurzeit gültigen Fassung wird das vorgenannte Dokument hier-
mit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Das Dokument kann bei der Stadt Nettetal – Fachbereich für Öffentliche Sicherheit und Ordnung – 
Raum Nr. 245, Doerkesplatz 11, 41334 Nettetal eingesehen werden. 
 
Die Anhörung gilt zwei Wochen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt. 
 
 
Nettetal, 14.01.2025 
 
Der Bürgermeister 
 
i.A. Hein 
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54/2025 1. Öffentliche Zustellung einer Anhörung 

 
Anhänger, rot,  
Standort Dahlweg an der Autobahnunterführung, 41334 Nettetal 
 
Gegen den Fahrzeughalter, aktuelle Anschrift unbekannt, ist am 17.01.2025 eine Anhörung ergangen.  
 
Gemäß §§1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NW) 
vom 07.03.2006 (GV NRW S.94) in der zurzeit gültigen Fassung wird das vorgenannte Dokument hier-
mit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Das Dokument kann bei der Stadt Nettetal – Fachbereich für Öffentliche Sicherheit und Ordnung – 
Raum Nr. 245, Doerkesplatz 11, 41334 Nettetal eingesehen werden. 
 
Die Anhörung gilt zwei Wochen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt. 
 
Nettetal, 17.01.2025 
Der Bürgermeister 
i.A. Hein 
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55/2025 1. Öffentliche Zustellung einer Festsetzung der Ersatzvornahme 

 
Öffentliche Zustellung einer Festsetzung der Ersatzvornahme  
 
Fahrzeug Ford, grau,   
letztes amtliches Kennzeichen MG-NN813, 
Standort Paul-Therstappen-Straße, 41334 Nettetal 
 
Gegen Herrn Benedikt Tristan Barian, aktuelle Anschrift unbekannt, ist am 13.01.2025 eine Festset-
zung der Ersatzvornahme ergangen.  
 
Gemäß §§1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NW) 
vom 07.03.2006 (GV NRW S.94) in der zurzeit gültigen Fassung wird das vorgenannte Dokument hier-
mit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Das Dokument kann bei der Stadt Nettetal – Fachbereich für Öffentliche Sicherheit und Ordnung – 
Raum Nr. 245, Doerkesplatz 11, 41334 Nettetal eingesehen werden. 
 
Die Festsetzung gilt zwei Wochen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt. 
 
 
Nettetal, 13.01.2025 
 
Der Bürgermeister 
 
i.A. Hein 
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56/2025 Bekanntmachung der Stadt Nettetal über das Recht auf Einsicht in das 

Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl zum 21. Deut-

schen Bundestag am 23. Februar 2025 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die Wahlbezirke der Stadt Nettetal wird in der Zeit 

vom 03.02.2025 bis 07.02.2025 während der Öffnungszeiten des Bürgerservice und zwar  
 

 am Montag,  03.02.2025 von 08.00 – 16.30 Uhr 
 am Dienstag,  04.02.2025 von 08.00 – 16.30 Uhr 
 am Mittwoch,  05.02.2025 von 08.00 – 16.30 Uhr  
 am Donnerstag,  06.02.2025 von 08.00 – 18.00 Uhr 
 am Freitag,  07.02.2025 von 08.00 – 12.00 Uhr 
 
 im Rathaus, Bürgerservice, Raum 101, Doerkesplatz 11, 41334 Nettetal, für Wahlberechtigte zur 

Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahlbe-
rechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis ein-
getragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Über-
prüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister eine 
Auskunftssperre gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist.  

 
 Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch 

ein Datensichtgerät möglich.  
 
 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 03.02.2025 

bis zum 07.02.2025, spätestens am 07.02.2025 bis 12.00 Uhr, bei der Stadt Nettetal im Rathaus, 
Bürgerservice, Doerkesplatz 11, 41334 Nettetal, Raum 101, Einspruch einlegen.  

 Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 
 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 

02.02.2025 eine Wahlbenachrichtigung.  
 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Ein-

spruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahl-
recht nicht ausüben kann.  

 
 Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits 

einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichti-
gung. 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 110 Viersen durch Stimmabgabe in 

einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises oder durch Briefwahl teilnehmen. 
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5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 
5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 
5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,  
a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wähler-

verzeichnis nach § 18 Absatz 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 02.02.2025) oder die Einspruchs-
frist gegen das Wählerverzeichnis nach § 22 Absatz 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 
07.02.2025) versäumt hat,  

b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Absatz 1 
der Bundeswahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 22 Absatz 1 der Bundeswahlordnung ent-
standen ist, 

c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach 
Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 

 
 Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 

21.02.2025, 15.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich oder elektronisch bean-
tragt werden. 

 
 Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur 

unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 
15.00 Uhr, gestellt werden. 

 
 Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen 

ist oder er ihn verloren hat, kann ihm bis zum Tage vor der Wahl (22.02.2025), 12.00 Uhr, ein 
neuer Wahlschein erteilt werden. 

 
 Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buch-

stabe a bis c angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum 
Wahltage, 15.00 Uhr, stellen.  

 
 Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nach-

weisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein Wahlberechtigter mit Behinderung kann sich bei der An-
tragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen.  

  
6.  Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 

- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
- einen amtlichen Stimmzettelumschlag 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen roten 

Wahlbriefumschlag und 
- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 

 Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn 
die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; 
dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. 
Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen.  
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 Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der Abgabe 
seiner Stimme gehindert ist, kann sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe 
bei der Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlentschei-
dung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme er-
folgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt oder 
verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson ist zur Ge-
heimhaltung der Kenntnisnahme verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer an-
deren Person erlangt hat.  

  
 Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so 

rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage 
bis 18.00 Uhr eingeht. 

 
 Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungsform 

ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf dem 
Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
Nettetal, 14.01.2025 
 
Stadt Nettetal 
Der Bürgermeister 

 
 
 
Küsters 
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57/2025 Feststellung und Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2023 der 

Stadt Nettetal 

 
Der Rat der Stadt Nettetal hat in seiner Sitzung am 17.12.2024 gem. § 96 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444) den vom Rechnungsprüfungs-
ausschuss geprüften und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehenen Jahresabschluss 
2023 nebst Anhang und Lagebericht festgestellt und dem Bürgermeister Entlastung erteilt. 
 
Die wesentlichen Positionen der Bilanz zum 31.12.2023 sowie der Ergebnis- und der Finanzrechnung des Haus-
haltsjahres 2023 werden wie folgt öffentlich bekannt gemacht. 
 

Bilanz zum 31.12.2023  
   

Aktiva   

0. Bilanzierungshilfe  13.482.743 € 

1. Anlagevermögen  318.676.607 € 

2.   Umlaufvermögen  18.019.706 € 

3.   Aktive Rechnungsabgrenzungsposten  8.725.073 € 

Bilanzsumme Aktiva 358.904.129 €  
   

Passiva   

1. Eigenkapital  160.988.662 € 

2. Sonderposten  67.319.122 € 

3. Rückstellungen  41.878.930 € 

4. Verbindlichkeiten  82.587.129 € 

5. Passive Rechnungsabgrenzungsposten  6.130.285 € 

Bilanzsumme Passiva 358.904.129 €  

 

 

Ergebnisrechnung 2023  

+ Ordentliche Erträge                 123.934.887 €  

- Ordentliche Aufwendungen -131.927.164 €  

= Ordentliches Ergebnis                    -7.992.278 €  

+ Finanzerträge 4.596.412 €  

- Finanzaufwendungen -1.685.277 €  

= Finanzergebnis 2.911.135 €  

= Ergebnis lfd. Verwaltungstätigkeit -5.081.143 €  
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+/- Außerordentliches Ergebnis 4.328.069 €  

= Jahresergebnis                    -753.073 €  

 

 

Finanzrechnung 2023   

+ Einzahlungen aus lfd. Verwaltung                  121.350.604 €  

- Auszahlungen aus lfd. Verwaltung                  -124.871.738 €  

= Saldo lfd. Verwaltungstätigkeit -3.521.134 €  

+ Einzahlungen aus Investitionen                     6.980.717 €  

- Auszahlungen aus Investitionen -10.725.307 €  

= Saldo aus Investitionstätigkeit -3.744.590 €  

= Finanzmittelüberschuss/ -fehlbetrag -7.265.724 €  

+/- Saldo aus Finanzierungstätigkeit 6.198.683 €  

= Bestandsänderung eig. Finanzmittel -1.067.041 €  

+ Anfangsbestand Finanzmittel 5.118.615 €  

+ Bestand fremde Finanzmittel                      -1.175.777 €  

= Liquide Mittel 2.875.798 € 

 

 

Der Jahresfehlbetrag des Haushaltsjahres 2023 in Höhe von -753.073,31 € ist gem. Beschluss des Rates der Stadt Nettetal vom 17.12.2024 mit der 

Ausgleichsrücklage verrechnet worden. 

 

Der Jahresabschluss 2023 ist dem Landrat Viersen gem. § 96 Abs. 2 GO NRW mit Schreiben vom 08.01.2025 angezeigt worden. 

 

Der vollumfängliche Jahresabschluss zum 31.12.2023 mit seinen Anlagen (Anhang, Lagebericht, Ergebnisrechnung, Teilergebnisrechnungen, Fi-

nanzrechnung, Teilfinanzrechnungen und der volle Wortlaut des Bestätigungsvermerkes) liegt ab sofort im Rathaus der Stadt Nettetal, Doerkes-

platz 11, 41334 Nettetal, Zimmer 337 - 339, während der Dienststunden zur öffentlichen Einsichtnahme aus und ist zudem online auf www.nette-

tal.de abrufbar. 

 

Nettetal, 09.01.2025 

 

gez. 

Küsters 

Bürgermeister 
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58/2025 Bekanntmachung der Haushaltssatzung der Stadt Nettetal für das Haus-

haltsjahr 2025 

 
1. Haushaltssatzung 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444) hat der Rat der Stadt Nettetal mit Beschluss vom 17.12.2024 fol-
gende Haushaltssatzung erlassen: 
 
§ 1 Ergebnis- und Finanzplan 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Gemein-
den voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Ein-
zahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen ent-
hält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf 140.728.711 EUR 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 153.281.064 EUR 
abzüglich globaler Minderaufwand 3.010.000 EUR 
somit auf 150.271.064 EUR 
 
im Finanzplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden  
Verwaltungstätigkeit auf 132.083.896 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden  
Verwaltungstätigkeit auf 143.635.284 EUR 
nachrichtlich: Globaler Minderaufwand im Ergebnisplan von 3.010.000 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 10.849.481 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 10.762.370 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 4.875.000 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 6.531.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 
Der vorgenannte globale Minderaufwand im Ergebnisplan wird im Teilplan 16.01.01 Allgemeine Fi-
nanzwirtschaft abgebildet. 
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§ 2 Kredite für Investitionen 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen  
erforderlich ist wird auf 3.000.000 EUR 
festgesetzt. 
 
§ 3 Verpflichtungsermächtigungen für Investitionen 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung  
von Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 4.034.665 EUR 
festgesetzt. 
 
§ 4 Inanspruchnahme des Eigenkapitals 
 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen 
Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird auf  9.542.353 EUR 
festgesetzt. 
 
§ 5 Höchstbetrag der Liquiditätskredite 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 60.000.000 EUR 
festgesetzt. 
 
§ 6 Steuersätze Gemeindesteuern 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2025 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 549 v.H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 578 v.H. 
2. Gewerbesteuer auf 410 v.H. 
 
§ 7 Haushaltssicherungskonzept 
 
Entfällt. 
 
§ 8 Stellenplan 
 
Die im Stellenplan mit dem Vermerk "ku" (künftig umzuwandeln) versehenen Stellen sind nach dem 
Ausscheiden der jetzigen Stelleninhaber umzuwandeln; die mit einem Vermerk "kw" (künftig weg-
fallend) versehenen Stellen fallen bei Eintritt der Voraussetzungen weg. 
 
Soweit im Laufe eines Haushaltsjahres freiwerdende und besetzbare Stellen sowohl von Beamten 
als auch von tariflich Beschäftigten verwaltet werden können, dürfen vorübergehend Stellen für Be-
amte mit vergleichbaren tariflich Beschäftigten und Stellen für tariflich Beschäftigte mit vergleichba-
ren Beamten besetzt werden. Für das folgende Haushaltsjahr ist der Stellenplan entsprechend anzu-
passen. 



Nr. 4/2025 Amtsblatt des Kreises Viersen Seite 41 

 
§ 9 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
 
Unabweisbare über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen sowie Verpflichtungs-
ermächtigungen gelten als erheblich und bedürfen der vorherigen Zustimmung des Rates wenn Sie 
den Gesamtbetrag von 55.000 EUR ohne Umsatzsteuer übersteigen. Von der vorherigen Zustim-
mungspflicht des Rates ausgenommen sind interne Verrechnungen und Jahresabschlussbuchungen. 
 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2025 wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. Die Haushaltssatzung mit Ihren Anlagen ist gem. § 80 Absatz 5 GO NRW 
dem Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Viersen mit Schreiben vom 20.12.2024 
angezeigt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme im Verwaltungsgebäude Nettetal-Lobberich, Doerkes-
platz 11, Zimmer 337-341 während der Dienststunden montags bis donnerstags von 08.30 bis 
12.30 Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr und freitags von 08.30 bis 12.00 Uhr öffentlich aus und ist 
unter der Adresse https://www.nettetal.de/rathaus-verwaltung/finanzen/kaemmerei/haushalt im 
Internet verfügbar. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
können, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekanntgemacht worden, 
c) die/der Bürgermeister/in hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Nettetal vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Nettetal, 22.01.2025 
gez. 
Küsters 
Bürgermeister 
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59/2025 Aufstellung des Bebauungsplanes Le-300 „Nördlich Deller Weg“ im 

Stadtteil Leuth 

 
Der Rat der Stadt Nettetal hat in seiner Sitzung am 17.12.2024 die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Le-300 „Nördlich Deller Weg“ beschlossen. 
 
Das Plangebiet befindet sich im Westen von Leuth, zwischen dem Ortsrand bzw. der Heerstraße und 
der Straße Am Sportplatz. 
 
Ziel der Planung ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ansiedlung eines kleinflächi-
gen Lebensmittelmarktes für die Nahversorgung im Stadtteil Leuth zu schaffen. 
 
Der Geltungsbereich ist auf dem beigefügten Lageplan gekennzeichnet. 
 
Nettetal, den 16.01.2025 
 
gez. Küsters 
Bürgermeister 
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60/2025 Aufstellung der 39. Änderung des Flächennutzungsplanes (Bereich 

Nördlich Deller Weg) im Stadtteil Leuth 

 
Der Rat der Stadt Nettetal hat in seiner Sitzung am 17.12.2024 die Aufstellung der 39. Änderung des 
Flächennutzungsplanes (Bereich Nördlich Deller Weg) beschlossen. 
 
Das Plangebiet befindet sich im Westen von Leuth, zwischen dem Ortsrand bzw. der Heerstraße und 
der Straße Am Sportplatz. 
 
Ziel der Planung ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ansiedlung eines kleinflächi-
gen Lebensmittelmarktes für die Nahversorgung im Stadtteil Leuth zu schaffen. 
 
Der Geltungsbereich ist auf dem beigefügten Lageplan gekennzeichnet. 
 
Nettetal, den 16.01.2025 
 
gez. Küsters 
Bürgermeister 
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61/2025 Öffentliche Auslegung der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes 

(Bereich Kölsumer Feld) im Stadtteil Lobberich 

 
Der Rat der Stadt Nettetal hat am 19.03.2024 die Aufstellung der 35. Änderung des Flächennutzungs-
planes beschlossen. 
 
Weiterhin hat der Ausschuss für Stadtplanung und Mobilität der Stadt Nettetal in seiner Sitzung am 
28.11.2024 die öffentliche Auslegung der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes gem. § 3 Abs. 2 
BauGB beschlossen.  
 
Das Plangebiet liegt nordöstlich der Ortslage Dyck und südwestlich des Viersener Stadtteils Dorn-
busch zwischen der Dornbuscher Straße, der Barionstraße, der Bundesstraße B 509 und dem Kölsu-
mer Weg. 
 
Folgendes wird gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der zurzeit geltenden Fassung ortsüblich bekanntgemacht: 
 
Der Entwurf nebst Begründung zu dieser Flächennutzungsplanänderung kann in der Zeit vom 
31.01.2025 bis 04.03.2025 einschließlich im Internet unter  
 
www.nettetal.de/leben-nettetal/bauen-wohnen-mobilitaet/aktuelle-planungen 
 
öffentlich eingesehen werden. 
 
Als zusätzliches Informationsangebot können die Unterlagen während der allgemeinen Dienststun-
den, und zwar 
 
montags bis donnerstags  von   8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und  
    von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr sowie 
freitags   von   8.30 Uhr bis 12.00 Uhr  
 
im Rathaus der Stadt Nettetal, Doerkesplatz 11, Fachbereich Stadtplanung im Flur vor den Räumen 
301 und 302, 2. OG, eingesehen werden.  
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zum Entwurf bei der Stadt Nettetal, Räume 
307, 308, 320 und 322 des o.g. Rathauses, als auch per E-Mail an die Adresse stadtplanung@nette-
tal.de abgegeben werden.  
 
Zur 35. Änderung des Flächennutzungsplanes liegen folgende allgemeine Umweltinformationen vor: 
 
 
Themenblock Umweltinformation Kurzinhalt 

Mensch und Gesundheit Mess-Station des LUQS (Luftqua-
litätsüberwachungssystem des 
Landes NRW) an der Straße „Jui-
ser Feld“ in Nettetal-Kaldenkir-
chen  

Repräsentative Messwerte 
und Untersuchungsparameter 
für den gesamten Stadtraum 
zu Luftschadstoffen und Stäu-
ben 
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 Karten „Luft“ und „Lärm“ der 
NRW Umweltdaten vor Ort des 
Landesamt für Natur, Umwelt 
und Verbraucherschutz Nord-
rhein-Westfalen 

Kartografische Darstellungen 
von Themen des Natur- und 
Umweltschutzes 

 Umweltbericht Auswirkungen durch den 
Schall und Rotorschattenwurf 
können ausgeschlossen wer-
den 

Flora, Fauna und biologische 
Vielfalt 

Fachinformationssystem des Lan-
desamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-
Westfalen, Landes-Biotopkartie-
rung 

Schützenswerte Biotope 

 Fachinformationssystem des Lan-
desamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-
Westfalen, Geschützte Arten in 
Nordrhein-Westfalen 

Liste der möglichen planungs-
relevanten Arten für das 
Messtischblatt 4703/1 

 Karten „Natur“ der NRW Umwelt-
daten vor Ort des Landesamt für 
Natur, Umwelt und Verbraucher-
schutz Nordrhein-Westfalen 

Kartografische Darstellungen 
von Themen des Natur- und 
Umweltschutzes 

 Umweltbericht  
 

Besonders geschützte Pflan-
zenarten sind auf der verfah-
rensgegenständlichen Fläche 
nicht vorhanden. sodass keine 
expliziten Maßnahmen erfor-
derlich sind. 
 
Kompensationsmaßnahmen 
werden anhand der konkreten 
Anlagenstandorte und Konfi-
gurationen auf der Ebene der 
Genehmigungsplanung ermit-
telt und abgegolten. 

Fläche, Boden und Grundwasser  Karte der schutzwürdigen Bö-
den NRW 

Schutzstatus der Bodentypen 

 Bodenkarte 1:50.000 Bodentypen 

 EL-WAS-WEB Kartendarstellung der Zu-
standsbewertung der Grund-
wasserkörper 

 Umweltbericht Es werden lediglich geringe 
Eingriffe in den Boden erfol-
gen. Im Rahmen der konkre-
ten Genehmigungsplanung 
können Beeinträchtigungen 
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vermieden bzw. verringert 
werden. 

Kultur- und sonstige Sachgüter Umweltbericht  
 

Landwirtschaftliche Flächen 
werden nur in sehr geringem 
Maß im Bereich der Funda-
mente und Zuwegungen um-
gewandelt.  
 
Die Belange des Denkmal-
schutzes können erst auf der 
Ebene der Genehmigungspla-
nung final ermittelt und be-
rücksichtigt werden. 

Wasser ELWAS-WEB - Wasserinformati-
onssystem 

Daten und Karten zu Gewäs-
sern und Grundwasser 

 Starkregengefahrenkarte NRW Potentiell gefährdete Überflu-
tungsbereiche 

 Umweltbericht Schutzziele werden durch den 
Bau und den Betrieb von Win-
denenergieanlagen nicht be-
einträchtigt bzw. können ver-
mieden werden. 
 
Im Hinblick auf den Hochwas-
serschutz können negative 
planbedingte Auswirkungen 
ausgeschlossen werden. 

Landschaft und Landschaftsbild Kulturlandschaftlicher Fachbei-
trag zur Landesplanung in Nord-
rhein-Westfalen 

Bericht über die kulturland-
schaftliche Bedeutung der 
Räume 

 Landschaftsplan LP 2 Mittlere 
Nette / Süchtelner Höhen 

Festlegung von Entwicklungs-
zielen für die Landschaft 

 Umweltbericht Die Belange wurden berück-
sichtigt, können mangels einer 
abschließenden Plankonzep-
tion jedoch erst im Rahmen 
des  
Genehmigungsverfahrens ab-
schließend bewertet werden. 
Dort sind ggf. entsprechende 
Maßnahmen in Form von Er-
satzgeldzahlungen zu ergrei-
fen. 

Luft und Klima Fachinformationssystem Kli-
maanpassung des LANUV 

Beiträge und Vorgaben zum 
Klimaschutz und zur Klimaan-
passung 
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 Umweltbericht Negative Auswirkungen sind 
nicht abzusehen. 

Wechselbeziehungen und ku-
mulative Wirkungen 

Umweltbericht Die beabsichtigte Planung löst 
keine erheblichen Wechsel- 
und kumulative Wirkungen 
aus. 

Abfall- und Energiebewirtschaf-
tung 

Umweltbericht Die beabsichtigte Planung 
dient der Nutzung von erneu-
erbarer Energie und der Er-
zeugung von Windenergie. 

 
 
 
Die nachfolgenden umweltbezogenen Gutachten wurden zur Begründung einschließlich des Umwelt-
berichtes gemäß § 2a BauGB herangezogen und liegen mit aus: 
 

Themenblock Umweltinformation Kurzinhalt 

Artenschutz Artenschutzprüfung Stufe 1 
(Vorprüfung) 

Mögliches Vorkommen pla-
nungsrelevanter Arten. 

Mensch und Gesundheit 
Lärm 

Schalltechnisches Gutachten Schutz gegenüber Lärmemissi-
onen. 

Mensch und Gesundheit 
Umwelt 

Berechnung der Schattenwurf-
dauer für die Errichtung und 
den Betrieb von fünf WEA  
  

Mögliche Umwelteinwirkun-
gen durch Schattenwurf. 
 

 
 
 
 
Im Rahmen der Beteiligungen gemäß § 3 Abs. 1 sowie § 4 Abs. 1 BauGB sind folgende umweltbezogene Stel-
lungnahmen eingegangen: 
 

Themenblock Stellungnahme Kurzinhalt 

Boden und Grundwasser Bezirksregierung Arnsberg Die Grundwasserabsenkungen 
werden, bedingt durch den fort-
schreitenden Betrieb der Braun-
kohlentagebaue, noch über ei-
nen längeren Zeitraum wirksam 
bleiben. Eine Zunahme der Be-
einflussung der Grundwasser-
stände im Planungs-/Vorhaben-
sgebiet in den nächsten Jahren 
ist nach heutigem Kenntniss-
tand nicht auszuschließen. Fer-
ner ist nach Beendigung der 
bergbaulichen Sümpfungsmaß-
nahmen ein Grundwasserwie-
deranstieg zu erwarten. 
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Boden   Kreis Viersen  Im Plangebiet liegen besonders 
schutzwürdige Böden. 
Maßnahmen zum Schutz des 
Bodens sind aufzustellen und 
der Unteren Bodenschutzbe-
hörde des Kreises Viersen im 
Bebauungsplanverfahren vorzu-
legen. 

Grundwasser Kreis Viersen  Auf die wasserrechtlichen Ge-
nehmigungs- bzw. Verbotstat- 
bestände der geltenden Was-
serschutzgebietsverordnung 
wird hingewiesen. 

 
Zu den Themenblöcken Mensch und Gesundheit, Fläche, Landschaft und Landschaftsbild, Luft und 
Klima, Kultur- und sonstige Sachgüter, Wechselbeziehungen und kumulative Wirkungen sowie Abfall- 
und Energiebewirtschaftung wurden keine umweltrelevanten Stellungnahmen vorgebracht. 
 
Zum Entwurf der 35. Änderung des Flächennutzugsplanes gehören eine Begründung einschließlich 
eines Umweltberichtes gemäß § 2a BauGB. 
 
Es wird ferner darauf hingewiesen, dass gemäß § 3 Abs. 2, 2. Halbsatz BauGB nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über die Flächennutzungsplanänderung unberück-
sichtigt bleiben können. 
Außerdem ist eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfs-
gesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemäß 
§ 7 Abs. 3 Satz 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausgeschlossen, die im 
Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht wurden, aber hätten gel-
tend gemacht werden können. 
 
Über die fristgerecht vorgebrachten Stellungnahmen entscheidet der Rat der Stadt Nettetal.  
 
Nettetal, 16.01.2025 
 
Im Auftrag 
gez. Grühn 
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62/2025 Öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes Ka-297 „Nordwestlich 

Montel-Allee“ im Stadtteil Kaldenkirchen 

 
Der Rat der Stadt Nettetal hat am 19.03.2024 die Aufstellung des Bebauungsplanes Ka-297 „Nord-
westlich Montel-Allee“ beschlossen. 
 
Weiterhin hat der Rat der Stadt Nettetal in seiner Sitzung am 17.12.2024 die öffentliche Auslegung 
des Bebauungsplanes Ka-297 „Nordwestlich Montel-Allee“ beschlossen.  
 
Das Plangebiet liegt im Nordwesten Kaldenkirchens unmittelbar südlich der Autobahn-Anschluss-
stelle Nettetal-West der A 61 im Industrie- und Gewerbeareal „Nettetal-West“. Der Geltungsbereich 
des Bebauungsplans Ka-297 „Nordwestlich Montel-Allee“ wird im Nordwesten eingefasst von land-
wirtschaftlich genutzten Flächen sowie im weiteren Verlauf von der Autobahn A 61, im Norden von 
der Zillessen-Allee, im Osten von der Montel-Allee und im Südwesten zunächst von einem Wirt-
schaftsweg sowie im weiteren Verlauf von landwirtschaftlich genutzten Flächen, welche perspekti-
visch gesehen als weitere Gewerbeflächen des Gewerbegebietes Nettetal-West erschlossen werden 
sollen. Der Geltungsbereich schließt Teilflächen des rechtskräftigen Bebauungsplans Ka-223              
„VeNeTe I“ mit ein. 
 
Folgendes wird gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der zurzeit geltenden Fassung ortsüblich bekanntgemacht: 
 
Der Entwurf nebst Begründung zu diesem Bebauungsplan kann in der Zeit vom 31.01.2025 bis 
04.03.2025 einschließlich im Internet unter  
 
www.nettetal.de/leben-nettetal/bauen-wohnen-mobilitaet/aktuelle-planungen 
 
öffentlich eingesehen werden. 
 
Als zusätzliches Informationsangebot können die Unterlagen während der allgemeinen Dienststun-
den, und zwar 
 
montags bis donnerstags  von   8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und  
    von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr sowie 
freitags   von   8.30 Uhr bis 12.00 Uhr  
 
im Rathaus der Stadt Nettetal, Doerkesplatz 11, Fachbereich Stadtplanung im Flur vor den Räumen 
301 und 302, 2. OG, eingesehen werden.  
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zum Entwurf bei der Stadt Nettetal, Räume 
307, 308, 320 und 322 des o.g. Rathauses, als auch per E-Mail an die Adresse stadtplanung@nette-
tal.de abgegeben werden.  
 
Zum Bebauungsplan Ka-297 liegen folgende allgemeine Umweltinformationen vor: 
 
Themenblock Umweltinformation Kurzinhalt 
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Mensch und Gesundheit Mess-Station des LUQS (Luftqua-
litätsüberwachungssystem des 
Landes NRW) an der Straße „Jui-
ser Feld“ in Nettetal-Kaldenkir-
chen  

Repräsentative Messwerte 
und Untersuchungsparameter 
für den gesamten Stadtraum 
zu Luftschadstoffen und Stäu-
ben 

 Karten „Luft“ und „Lärm“ der 
NRW Umweltdaten vor Ort des 
Landesamt für Natur, Umwelt 
und Verbraucherschutz Nord-
rhein-Westfalen 

Kartografische Darstellungen 
von Themen des Natur- und 
Umweltschutzes 

 Umweltbericht Festsetzungen zum vorbeu-
genden Immissionsschutz, die 
sich als Gliederung der Gewer-
begebiete nach den Bestim-
mungen des Abstandserlasses 
NRW darstellen, sowie die 
Festsetzungen von Lärmpegel-
bereichen zum Schutz gegen 
den Verkehrslärm für lärm-
sensible Nutzungen in den In-
dustrie- und Gewerbegebie-
ten werden übernommen.  

Flora, Fauna und biologische 
Vielfalt 

Fachinformationssystem des Lan-
desamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-
Westfalen, Landes-Biotopkartie-
rung 

Schützenswerte Biotope 

 Fachinformationssystem des Lan-
desamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-
Westfalen, Geschützte Arten in 
Nordrhein-Westfalen 

Liste der möglichen planungs-
relevanten Arten für das 
Messtischblatt  4703/1. 

 Karten „Natur“ der NRW Umwelt-
daten vor Ort des Lansamt für Na-
tur, Umwelt und Verbraucher-
schutz Nordrhein-Westfalen 

Kartografische Darstellungen 
von Themen des Natur- und 
Umweltschutzes 

 Umweltbericht  
 

Mit der Umsetzung der Pla-
nung gehen zunächst die 
Funktionen für Pflanzen 
und Tiere nahezu vollstän-
dig verloren. Allerdings ist 
für den weitaus größeren 
Teil des Plangebietes die-
ser Eingriff bereits erfasst 
und im Sinne eines Aus-
gleichs abgegolten. Für das 
Schutzgut liegen im Erwei-
terungsgebiet nur wenig 
wertvolle Qualitäten vor. 
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Fläche, Boden und Grundwasser  Karte der schutzwürdigen Bö-
den NRW 

Schutzstatus der Bodentypen 

 Bodenkarte 1:50.000 Bodentypen 

 EL-WAS-WEB Kartendarstellung der Zu-
standsbewertung der Grund-
wasserkörper 

 Umweltbericht Es liegt hier ein mäßiger zu-
sätzlicher Verbrauch von für 
den Naturhaushalt vergleichs-
weise geringwertigen Flächen 
vor. 

Beschreibung der Bodenzu-
sammensetzung im Plange-
biet 
Mit der potentiellen Bebau-
ung geht eine Teilversiegelung 
der Baugrundstücke einher. 
Die natürlichen Bodenfunktio-
nen werden dort weitgehend 
zerstört. Für den größten Be-
reich der Industrie- und Ge-
werbeflächen gilt der ermög-
lichte Eingriff als bereits abge-
golten. 

Kleinflächige Versickerungs-
flächen gehen verloren und 
werden der Grundwasserneu-
bildung entzogen. Möglichkei-
ten einer ortsnahen Versicke-
rung sind gegeben.  

Kultur- und sonstige Sachgüter Umweltbericht  
 

Die Fläche liegt nicht inner-
halb besonders bedeutsamer 
Kulturlandschaftsbereiche 
und  
-elemente. Grundsätzlich ist 
ein Vorliegen bisher unbe-
kannter Funde im Boden aber 
nicht auszuschließen. 

Wasser ELWAS-WEB - Wasserinformati-
onssystem 

Daten und Karten zu Gewäs-
sern und Grundwasser 

 Starkregengefahrenkarte NRW Potentiell gefährdete Überflu-
tungsbereiche 

 Umweltbericht Das Plangebiet liegt nicht in-
nerhalb einer Trinkwasser-
schutzzone. Natürliche Ober-
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flächengewässer sind nicht 
betroffen.  

Landschaft und Landschaftsbild Kulturlandschaftlicher Fachbei-
trag zur Landesplanung in Nord-
rhein-Westfalen 

Bericht über die kulturland-
schaftliche Bedeutung der 
Räume 

 Landschaftsplan LP 2 Mittlere 
Nette / Süchtelner Höhen 

Festlegung von Entwicklungs-
zielen für die Landschaft 

 Umweltbericht Der landschaftsbildliche Wert 
des Landschaftsraums wird 
vom LANUV als sehr gering bis 
gering eingestuft. Die ver-
gleichsweise geringe Gewer-
beflächen-Erweiterung hat le-
diglich geringe Auswirkungen 
auf dieses Schutzgut. 

Luft und Klima Fachinformationssystem Kli-
maanpassung des LANUV 

Beiträge und Vorgaben zum 
Klimaschutz und zur Klimaan-
passung  

 Umweltbericht Lokalklimatisch ist im Plange-
biet mit keinen grundlegen-
den Änderungen gegenüber 
der bisher planungsrechtlich 
ermöglichten gewerblich/in-
dustriellen Nutzung zu rech-
nen. Zusätzliche Treibhaus-
gasemissionen werden im 
Kontext der gesamten ge-
werblichen Entwicklung im 
Gewerbegebiet Nettetal-West 
nicht erheblich sein. 

Wechselbeziehungen und ku-
mulative Wirkungen 

Umweltbericht Die Wechselwirkungen inner-
halb des Naturhaushaltes sind 
im Untersuchungsraum be-
reits stark beeinflusst. Die be-
absichtigte Planung löst keine 
erheblichen Wechsel- und ku-
mulative Wirkungen aus. 

Abfall- und Energiebewirtschaf-
tung 

Umweltbericht Grundsätzlich bestehen we-
der besonders förderliche 
Standorteigenschaften noch 
Einschränkungen für die Nut-
zung erneuerbarer Energien 
wie z. B. der Sonnenenergie 
oder der Erdwärme. 
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Die nachfolgenden umweltbezogenen Gutachten wurden zur Begründung einschließlich des Umweltberichtes 
gemäß § 2a BauGB herangezogen und liegen mit aus: 
 

Themenblock Umweltinformation Kurzinhalt 

Umwelt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Umweltuntersuchung zur Pla-
nung des Gewerbegebietes im 
Rahmen des grenzüberschrei-
tenden Entwicklungskonzeptes  
VeNeTe 

Die Umweltauswirkungen sind 
durch das geplante Vorhaben 
besonders in quantitativer 
Hinsicht als erheblich einzu-
stufen; bei entsprechender 
Berücksichtigung von Vermei-
dungs-, Minderungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen in den 
nachgeschalteten Bauleitplan-
verfahren werden der Umset-
zung des grenzüberschreiten-
den Entwicklungskonzeptes 
VeNeTe in Nettetal Kaldenkir-
chen jedoch keine umwelt-
rechtlichen Belange entgegen-
gehalten werden können. 

Artenschutz Artenschutzprüfung grenzüber-
schreitenden Entwicklungskon-
zeptes  VeNeTe 

Anhaltspunkte für das Vor-
kommen planungsrelevanter 
Arten liegen nicht vor. 

Artenschutz Artenschutzprüfung zum Be-
bauungsplan Ka-223 

Anhaltspunkte für das Vor-
kommen planungsrelevanter 
Arten liegen nicht vor. 

Artenschutz Artenschutzprüfung zum Be-
bauungsplan Ka-297 

Der Bebauungsplan löst keine 
artenschutzrechlichen Kon-
flikte aus, wenn die formulier-
ten Artenschutzmaßnahmen 
fachgerecht beachtet und um-
gesetzt werden.  

 
Im Rahmen der Beteiligungen gemäß § 3 Abs. 1 sowie § 4 Abs. 1 BauGB sind folgende umweltbezogene Stel-
lungnahmen eingegangen: 
 

Themenblock Stellungnahme Kurzinhalt 

Wasser und Grundwasser Kreis Viersen Die Anforderungen an die Nie-
derschlagsentwässerung im 
Trennverfahren sind zu beach-
ten. 
 
Das Vorhaben befindet sich in 
keinem festen oder geplanten 
Wasserschutzgebiet. 

Natur- und Landschaftspflege 
Artenschutz 

Kreis Viersen  Von Seiten des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege be-
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stehen daher derzeit noch Be-
denken gegen den o. g. Be- 
bauungsplan. 
 
Es wird empfohlen, die Arten-
schutzmaßnahmen (Vermei-
dungsmaßnahmen V1 bis V6 
und  
Maßnahme CEF1) auch in die 
textlichen Festsetzungen zum 
Bebauungsplan aufzuneh-
men. 

 
Zu den Themenblöcken Mensch und Gesundheit, Fläche, Landschaft und Landschaftsbild, Luft und 
Klima, Kultur- und sonstige Sachgüter, Wechselbeziehungen und kumulative Wirkungen sowie Abfall- 
und Energiebewirtschaftung wurden keine umweltrelevanten Stellungnahmen vorgebracht. 
 
Zum Bebauungsplan Ka-297 gehören eine Begründung einschließlich eines Umweltberichtes gemäß 
§ 2a BauGB. 
 
Es wird ferner darauf hingewiesen, dass gemäß § 3 Abs. 2, 2. Halbsatz BauGB nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über die Flächennutzungsplanänderung unberück-
sichtigt bleiben können. 
Außerdem ist eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfs-
gesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemäß 
§ 7 Abs. 3 Satz 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausgeschlossen, die im 
Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht wurden, aber hätten gel-
tend gemacht werden können. 
 
Über die fristgerecht vorgebrachten Stellungnahmen entscheidet der Rat der Stadt Nettetal.  
 
Nettetal, 16.01.2025 
 
Im Auftrag 
gez. Grühn 
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Gemeinde Niederkrüchten 
 

63/2025 Bekanntmachung der Gemeindebehörde über das Recht auf Einsicht in 

das Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl zum 21. 

Deutschen Bundestag am 23. Februar 2025 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für 

X die Gemeinde  die Wahlbezirke der Gemeinde 
Niederkrüchten 

wird in der Zeit vom 3. Februar 2025 bis 7. Februar 2025 während der allgemeinen Öffnungszeiten 

im Rathaus in Niederkrüchten-Elmpt, Laurentiusstraße 19, 41372 Niederkrüchten, Zimmer 18 (Zu-
gang barrierefrei) für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte 
kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen 
Daten überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von 
anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaub-
haft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnis-
ses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlbe-
rechtigten, für die im Melderegister eine Auskunftssperre gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmelde-
gesetzes eingetragen ist. 
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich.  
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 3. Februar 
2025 bis zum 7. Februar 2025, spätestens am 7. Februar 2025 bis 12:00 Uhr, bei der Gemeinde 
Niederkrüchten, Laurentiusstraße 19, Zimmer 18, Einspruch einlegen. 

Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 
2  Februar 2025 eine Wahlbenachrichtigung. 

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Ein-
spruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahl-
recht nicht ausüben kann. 

Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits 
einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichti-
gung. 

4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 110, Viersen, 
• durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises  
• oder  
• durch Briefwahl  

teilnehmen. 
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5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 

5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wäh-
lerverzeichnis nach § 18 Absatz 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 2. Februar 2025) oder die 
Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 22 Absatz 1 der Bundeswahlordnung (bis 
zum 7. Februar 2025) versäumt hat, 

b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Absatz 
1 der Bundeswahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 22 Absatz 1 der Bundeswahlord-
nung entstanden ist, 

c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst 
nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 

Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 
21. Februar 2025, 15:00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich oder elektronisch 
beantragt werden.  

Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur 
unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 
15:00 Uhr, gestellt werden. 

Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegan-
gen ist oder er ihn verloren hat, kann ihm bis zum 22. Februar 2025, 12:00 Uhr, ein neuer Wahl-
schein erteilt werden. 

Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buch-
stabe a bis c angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum 
Wahltage, 15:00 Uhr, stellen. 

Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nach-
weisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein Wahlberechtigter mit Behinderung kann sich bei der An-
tragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 

6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 

• einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
• einen amtlichen Stimmzettelumschlag, 
• einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen ro-

ten Wahlbrief-umschlag und 
• ein Merkblatt für die Briefwahl. 

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn 
die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; 
dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. 
Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 

Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der Abgabe 
seiner Stimme gehindert ist, kann sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedie-
nen. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben. Die Hilfeleistung ist auf technische 
Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahl-
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entscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einfluss-
nahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten er-
setzt oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson 
ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer 
anderen Person erlangt hat. 

Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so 
rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage 
bis 18:00 Uhr eingeht. 

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungs-
form ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf 
dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 

Niederkrüchten, den 15. Januar 2025 

 

Gemeinde Niederkrüchten 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
gez. Schippers 
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Gemeinde Schwalmtal 
 

64/2025 Bekanntmachung der Gemeinde Schwalmtal über das Recht auf Einsicht 

in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl zum 

Deutschen Bundestag am 23.02.2025 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die Wahlbezirke der Gemeinde Schwalmtal wird 

in der Zeit vom 03. bis 07. Februar 2025 während der allgemeinen Öffnungszeiten 
 
Mo.-Fr. von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
Do.        von 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
 
im Rathaus, Markt 20, 41366 Schwalmtal, Zimmer 216, für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme 
bereitgehalten. 
 
Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im Wähler-
verzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. 
Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wäh-
lerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, 
aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. 
Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im 
Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch 
ein Datensichtgerät möglich. 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat.  
 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 20. Tag bis 
zum 16. Tag vor der Wahl, spätestens am 07. Februar 2025 bis 12:00 Uhr beim Wahlamt der Ge-
meinde Schwalmtal, Markt 20, 41366 Schwalmtal, Zimmer 216, Einspruch einlegen. Der Einspruch 
kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden.  

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 02. 

Februar 2025 eine Wahlbenachrichtigung. Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber 
glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er 
nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann.  

Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die 
bereits einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahl-
benachrichtigung. 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 110 Kreis Viersen 

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises oder durch 
Briefwahl teilnehmen. 

 
 
 

. 
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5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag  
 

5.1. ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
5.2. ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter 

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das 
Wählerverzeichnis nach § 18 Absatz 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 02  Februar 2025) 
oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 22 Absatz 1 der Bundeswahl-
ordnung (bis zum 07. Februar 2025) versäumt hat, 

b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 
Absatz 1 der Bundeswahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 22 Absatz 1 der Bun-
deswahlordnung entstanden ist, 

c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung 
erst nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde ge-
langt ist. 

 
Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 21. 
Februar 2025, 15.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich oder elektronisch be-
antragt werden. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraums nicht oder nur 
unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 
15.00 Uhr, gestellt werden.  
 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegan-
gen ist, kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 

 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buch-
stabe a) bis c) angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis 
zum Wahltag, 15.00 Uhr, stellen.  

 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein Wahlberechtigter mit Behinderungen kann sich bei 
der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen.  

 
6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 

 
• einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises,  
• einen amtlichen Stimmzettelumschlag,  
• einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen 

roten Wahlbriefumschlag und 
• ein Merkblatt für die Briefwahl. 

 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn 
die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; 
dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. 
Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen.  
 
Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der Abgabe 
seiner Stimme gehindert ist, kann sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedie-
nen. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben. Die Hilfeleistung ist auf technische 
Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahl-
entscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einfluss-
nahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten er-
setzt oder verändert oder wenn ein Interessenskonflikt der Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson 
ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer 
anderen Person erlangt hat. 
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Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so 
rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage 
bis 18.00 Uhr eingeht.  
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungs-
form ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf 
dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
 

Schwalmtal, den 08. Januar 2025 
 
Gemeinde Schwalmtal 
Der Bürgermeister 
 
gez. Andreas Gisbertz 
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Stadt Viersen 
 

65/2025 Öffentliche Zustellung eines Leistungsbescheides 

 
Der an Md Kawshar Ahmed RASEL, * 21.10.1993, zuletzt wohnhaft Schmiedestr. 11, 41749 Viersen 
gerichtete Leistungsbescheid vom 14.01.2025 kann nicht zugestellt werden, da der Aufenthaltsort 
des Empfängers unbekannt ist. Es erfolgt daher - gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes 
NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gültigen Fassung - die öffentliche 
Zustellung im Amtsblatt des Kreises Viersen. 
 
Der Bescheid kann zu den Öffnungszeiten bei der  
Stadt Viersen, FB 30/II  
–Ausländerangelegenheiten–, 
Theodor-Frings-Allee 22, 
41751 Viersen,  
Zimmer 09,  
eingesehen werden. 
 
Der Bescheid gilt zwei Wochen nach Veröffentlichung 
im Amtsblatt des Kreises Viersen als zugestellt. 
 
Viersen, den 14.01.2025 
 
Die Bürgermeisterin 
Fachbereich Ordnung und Sicherheit 
- Personenstands- und Ausländerangelegenheiten - 
Im Auftrag 
 
Schuster 
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66/2025 Öffentliche Zustellung über den Vollzug des Passgesetzes (PassG) und 

des Gesetzes über Personalausweise und den elektronischen ldentitätsnachweis 

(PAuswG), 

Passversagende sowie personalausweisbeschränkende Maßnahmen 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 in der zurzeit gültigen Fassung wird der Bescheid über 
Passversagende sowie personalausweisbeschränkende Maßnahmen vom 02.12.2024 der Stadt Vier-
sen, Hauptamt, Abteilung Rats- Wahl- und Meldeangelegenheiten, Aktenzeichen: 10/III/rö – PV1/24 
gegen  
       Herrn 
      Ali İlhan KÜRKLÜ, 
   letzte bekannte Anschrift: Gladbacher Str. 513 a, 41748 Viersen, 
     jetziger Aufenthaltsort unbekannt, 
 
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers nicht festgestellt werden kann. 
 
Der Bescheid liegt montags bis freitags beim Service-Center der Stadt Viersen, Rathausmarkt 1, 41747 
Viersen, Zimmer 001a für den Empfänger offen und kann dort eingesehen werden. 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechts-
verluste drohen können.  
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung zwei Wochen vergangen sind.  
 
Viersen, 13.01.2025 
 
Stadt Viersen  
Die Bürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Röder 
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67/2025 Öffentliche Zustellung eines Gewerbesteuerbescheides 

 
Der an Firma Marian Bauunternehmen GmbH, zuletzt mit Geschäftsanschrift Hochstr. 85, 41749 Vier-
sen, gerichtete Bescheid über Gewerbesteuern mit dem Kassenzeichen 01601787.6/0200 vom 
10.01.2025 konnte nicht zugestellt werden, da der Aufenthaltsort des Empfängers unbekannt ist.  
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetztes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird 
das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt.  
 
Der Bescheid kann bei der Stadt Viersen, Fachbereich Finanzverwaltung – Finanzmanagement und 
Steuern -, Am Alten Rathaus 1, 41751 Viersen, eingesehen werden. 
 
Der Bescheid gilt gemäß § 10 LZG NRW zwei Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt des Krei-
ses Viersen als zugestellt. 
 
Viersen, den 21.01.2025 
 
Stadt Viersen 
Die Bürgermeisterin 
Fachbereich Finanzverwaltung 
- Finanzmanagement und Steuern – 
Am Alten Rathaus 1 
41751 Viersen 
Im Auftrag 
gez. Greißl 
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68/2025 Ordnungsverfügung KFZ - FB30/I/70-10/233-24/Bar 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

auf meine Veranlassung hin wurde Ihr nicht für den Straßenverkehr zugelassenes Fahrzeug 
 
Fabrikat/Typ:     Nissan Micra 
 
Kennzeichen:     ohne 
 
Umweltplakette    ST-PA 798 
 
ehemaliger Standort:    Viersen, Stadtwaldallee 50 
 
am 21.11.2024 von der Firma Bröker, Industriering 29, 41751 Viersen sichergestellt.  
 
1. Ich fordere Sie hiermit auf, Ihr Fahrzeug bis zum 06.02.2025 bei o. g. Firma abzuholen und einer 
ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen bzw. künftig ordnungsgemäß abzustellen.  
 
2. Gleichzeitig ordne ich hiermit die Verwertung des Fahrzeugs nach Fristablauf für den Fall an, dass 
Sie das Fahrzeug nicht innerhalb der unter Ziffer 1 eingeräumten Frist auslösen. 
 
Die sofortige Vollziehung der Verfügung wird gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 4 der Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (Bundesgesetzblatt I - BGBl. I 
- Seite 686) in der z. Zt. geltenden Fassung angeordnet. 
 
Rechtsgrundlagen 
 
Das Abschleppen, Sicherstellen und Verwahren Ihres Fahrzeuges stützt sich auf § 14 Ordnungsbe-
hördengesetz (OBG) i. V. m. § 32 Straßenverkehrsordnung (StVO), § 24 Nr. 13 OBG i. V. m. §§ 43 Nr. 
1, 44, 45 Polizeigesetz NRW (PolG NRW). 
 
Die Verwertung des Kraftfahrzeuges der Marke / Fabrikat Nissan Micra mit dem letzten amtlichen 
Kennzeichen laut Umweltplakette ST-PA 798 wird gemäß § 24 des Gesetzes über Aufbau und Befug-
nisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehördengesetz - OBG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. Mai 1980 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - GVNRW - Seite 
528) in Verbindung mit § 45 Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (PolG NW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Februar 1990 (GV NRW Seite 70) in den jeweils zur Zeit geltenden Fas-
sungen angeordnet. 
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Begründung zu 1 und 2: 
 
Nach meinen Erkenntnissen sind Sie letzter Halter des o. a. Kraftfahrzeuges, das am 21.11.2024 in 
Viersen, Stadtwaldallee 50, stark beschädigt und mit scharfen Kanten im öffentlichen Straßenver-
kehrsraum vorgefunden wurde. Ihr Fahrzeug stellte somit eine erhebliche gegenwärtige Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung dar. Aus den v. g. Gründen wurde das v.g. Kraftfahrzeug am 
21.11.2024 im Rahmen der Ersatzvornahme abgeschleppt und sichergestellt wurde. 
 
Nach § 32 Abs. 1 der Straßenverkehrsordnung (StVO) ist es unzulässig, Gegenstände auf Straßen zu 
bringen oder dort liegen zu lassen, wenn dadurch der Verkehr gefährdet oder erschwert werden 
kann. Ungesicherte Kraftfahrzeuge, die im öffentlichen Straßenverkehrsraum abgestellt sind, stellen 
eine erhebliche Störung im Sinne des § 32 Abs. 1 StVO dar. Ihr Fahrzeug wurde in diesem Zusammen-
hang zur Sicherung Ihres Eigentumes sichergestellt. 
 
Es bestand eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, die nur durch sofortiges Entfernen 
des Fahrzeuges beseitigt werden konnte. Da sich kein Verfügungsberechtigter in der Nähe des Fahr-
zeugs befand, ist das Abschleppunternehmen Fa. Bröker beauftragt worden, das Fahrzeug im Wege 
der Ersatzvornahme zu entfernen. Die Verwertung des Fahrzeuges nach Fristablauf ist geboten, da es 
auf Grund seines Alters und Zustandes nur noch einen minimalen Wert darstellt, und die längere 
Aufbewahrung Kosten verursachen würde, die in keinem Verhältnis zum Wert des Fahrzeuges stehen. 
 
Hier sind bereits die Kosten der Abschleppmaßnahme in Höhe von ca. 95,00 € sowie seit dem 
21.11.2024 tägliche Standgebühren von 6,00 EUR entstanden. Darüber hinaus werden Verwal-
tungsgebühren in Höhe von mindestens 75,00 EUR erhoben. 
 
Insoweit stehen die Kosten bereits jetzt in keinem angemessenen Verhältnis zum Wert des Fahrzeu-
ges und werden durch die täglichen Standgebühren weiter anwachsen. Im Zusammenhang mit der 
Verwertung erhöhen sich die Verwaltungsgebühren auf bis zu 150,00 EUR. 
 
Die somit begründete Besorgnis, dass die Kosten auch im Zeitraum bis zur Entscheidung in der Haupt-
sache weiter zum Nachteil der Allgemeinheit anwachsen werden, begründet ein besonderes öffent-
liches Interesse an der sofortigen Vollziehung der Verfügung und überwiegt insoweit das private In-
teresse am einstweiligen Nichtvollzug. 
 
 
Hinweis: 
 
Bei Abholung Ihres Kfz bei dem von mir beauftragten Abschleppunternehmen können Sie die Ab-
schlepp- und die Standkosten unmittelbar vor Ort entrichten. Machen Sie von dieser Möglichkeit kei-
nen Gebrauch, so werden die vorgenannten Kosten ebenfalls per Leistungsbescheid von Ihnen gefor-
dert. 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht in 40213 Düsseldorf, Bastionsstr. 39, schriftlich oder zu Protokoll 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Gerichts zu erheben.  
 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Post-
stelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das 
Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden 
Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Über-
mittlungsweg eingereicht werden. (weitere Informationen finden Sie auf der Seite www.justiz.de)  
 
Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt, eine Behörde oder eine juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufga-
ben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, muss sie nach § 55d Satz 1 VwGO als elektronisches Do-
kument übermittelt werden.  
 
Dies gilt nach § 55d Satz 2 VwGO auch für andere nach der VwGO vertretungsberechtigte Personen, 
denen ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 VwGO zur Verfügung 
steht.  
Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument aus technischen Gründen vorübergehend nicht 
möglich, bleibt auch bei diesem Personenkreis nach § 55d Satz 1 und 2 VwGO die Klageerhebung 
mittels Schriftform oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zulässig. Die vorüber-
gehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen; 
auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen. 
 
Hinweis: 
 
Die durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung entfallende aufschiebende Wirkung der Klage 
kann auf Ihren Antrag durch das Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf, 
ganz oder teilweise wiederhergestellt werden. 
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69/2025 Ordnungsverfügung KFZ - FB30/I/70-10/212-24/Bar 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

auf meine Veranlassung hin wurde Ihr nicht für den Straßenverkehr zugelassenes Fahrzeug 
 
Fabrikat/Typ:     Volkswagen  
 
Kennzeichen:     ohne 
 
ehemaliger Standort:    Viersen, Wilhelm-Cornelissen-Platz 
 
am 02.11.2024 von der Firma Bröker, Industriering 29, 41751 Viersen sichergestellt.  
 
1. Ich fordere Sie hiermit auf, Ihr Fahrzeug bis zum 06.02.2025 bei o. g. Firma abzuholen und einer 
ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen bzw. künftig ordnungsgemäß abzustellen.  
 
2. Gleichzeitig ordne ich hiermit die Verwertung des Fahrzeugs nach Fristablauf für den Fall an, 
dass Sie das Fahrzeug nicht innerhalb der unter Ziffer 1 eingeräumten Frist auslösen. 
 
Die sofortige Vollziehung der Verfügung wird gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 4 der Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (Bundesgesetzblatt I - BGBl. I 
- Seite 686) in der z. Zt. geltenden Fassung angeordnet. 
 
Rechtsgrundlagen 
 
Das Abschleppen, Sicherstellen und Verwahren Ihres Fahrzeuges stützt sich auf § 14 Ordnungsbe-
hördengesetz (OBG) i. V. m. § 32 Straßenverkehrsordnung (StVO), § 24 Nr. 13 OBG i. V. m. §§ 43 Nr. 
1, 44, 45 Polizeigesetz NRW (PolG NRW). 
 
Die Verwertung des Kraftfahrzeuges der Marke / Fabrikat Volkswagen Scirocce mit der Fahrgestell-
nummer WVWZZZ13ZAV444833 wird gemäß § 24 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ord-
nungsbehörden (Ordnungsbehördengesetz - OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 
1980 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - GVNRW - Seite 528) in Ver-
bindung mit § 45 Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (PolG NW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 24. Februar 1990 (GV NRW Seite 70) in den jeweils zur Zeit geltenden Fassungen 
angeordnet. 
 
Begründung zu 1 und 2: 
 
Nach meinen Erkenntnissen sind Sie letzter Halter des o. a. Kraftfahrzeuges, das am 02.11.2024 in 
Viersen, Wilhelm-Cornelissen-Platz, unverschlossen im öffentlichen Straßenverkehrsraum vorgefun-
den wurde. Ihr Fahrzeug stellte somit eine erhebliche gegenwärtige Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung dar. Vor Ort konnten Sie nicht durch meinen Außendienstmitarbeiter ausfindig ge-
macht werden, sodass das Fahrzeug aus den v. g. Gründen am 02.11.2024 im Rahmen der Ersatzvor-
nahme abgeschleppt und sichergestellt wurde. 
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Nach § 32 Abs. 1 der Straßenverkehrsordnung (StVO) ist es unzulässig, Gegenstände auf Straßen zu 
bringen oder dort liegen zu lassen, wenn dadurch der Verkehr gefährdet oder erschwert werden 
kann. Ungesicherte Kraftfahrzeuge, die im öffentlichen Straßenverkehrsraum abgestellt sind, stellen 
eine erhebliche Störung im Sinne des § 32 Abs. 1 StVO dar. Ihr Fahrzeug wurde in diesem Zusammen-
hang zur Sicherung Ihres Eigentumes sichergestellt. 
 
Es bestand eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, die nur durch sofortiges Entfernen 
des Fahrzeuges beseitigt werden konnte. Da sich kein Verfügungsberechtigter in der Nähe des Fahr-
zeugs befand, ist das Abschleppunternehmen Fa. Bröker beauftragt worden, das Fahrzeug im Wege 
der Ersatzvornahme zu entfernen. Die Verwertung des Fahrzeuges nach Fristablauf ist geboten, da es 
auf Grund seines Alters und Zustandes nur noch einen minimalen Wert darstellt, und die längere 
Aufbewahrung Kosten verursachen würde, die in keinem Verhältnis zum Wert des Fahrzeuges stehen. 
 
Hier sind bereits die Kosten der Abschleppmaßnahme in Höhe von ca. 95,00 € sowie seit dem 
02.11.2024 tägliche Standgebühren von 6,00 EUR entstanden. Darüber hinaus werden Verwal-
tungsgebühren in Höhe von mindestens 75,00 EUR erhoben. 
 
Insoweit stehen die Kosten bereits jetzt in keinem angemessenen Verhältnis zum Wert des Fahrzeu-
ges und werden durch die täglichen Standgebühren weiter anwachsen. Im Zusammenhang mit der 
Verwertung erhöhen sich die Verwaltungsgebühren auf bis zu 150,00 EUR. 
 
Die somit begründete Besorgnis, dass die Kosten auch im Zeitraum bis zur Entscheidung in der Haupt-
sache weiter zum Nachteil der Allgemeinheit anwachsen werden, begründet ein besonderes öffent-
liches Interesse an der sofortigen Vollziehung der Verfügung und überwiegt insoweit das private In-
teresse am einstweiligen Nichtvollzug. 
 
Hinweis: 
 
Bei Abholung Ihres Kfz bei dem von mir beauftragten Abschleppunternehmen können Sie die Ab-
schlepp- und die Standkosten unmittelbar vor Ort entrichten. Machen Sie von dieser Möglichkeit kei-
nen Gebrauch, so werden die vorgenannten Kosten ebenfalls per Leistungsbescheid von Ihnen gefor-
dert. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht in 40213 Düsseldorf, Bastionsstr. 39, schriftlich oder zu Protokoll 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Gerichts zu erheben.  
 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Post-
stelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das 
Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden 
Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Über-
mittlungsweg eingereicht werden. (weitere Informationen finden Sie auf der Seite www.justiz.de)  
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Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt, eine Behörde oder eine juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufga-
ben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, muss sie nach § 55d Satz 1 VwGO als elektronisches Do-
kument übermittelt werden.  
 
Dies gilt nach § 55d Satz 2 VwGO auch für andere nach der VwGO vertretungsberechtigte Personen, 
denen ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 VwGO zur Verfügung 
steht.  
Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument aus technischen Gründen vorübergehend nicht 
möglich, bleibt auch bei diesem Personenkreis nach § 55d Satz 1 und 2 VwGO die Klageerhebung 
mittels Schriftform oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zulässig. Die vorüber-
gehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen; 
auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen. 
 
Hinweis: 
 
Die durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung entfallende aufschiebende Wirkung der Klage 
kann auf Ihren Antrag durch das Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf, 
ganz oder teilweise wiederhergestellt werden. 
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70/2025 Bekanntmachung der Gemeindebehörde über das Recht auf Einsicht in 

das Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl zum 21. 

Deutschen Bundestag am 23.02.2025 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die 50 Wahlbezirke der 

 Stadt Viersen, Rathausmarkt 1, 41747 Viersen 

wird in der Zeit vom 03. Februar 2025 bis 07. Februar 2025 während der Öffnungszeiten montags 
bis mittwochs von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr, donnerstags von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr und freitags von 
8.00 Uhr bis 13.00 Uhr in der Wahldienststelle der Stadt Viersen, Raum 100, Rathausmarkt 1 in 
41747 Viersen (barrierefrei erreichbar) für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. 
Jede wahlberechtigte Person kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner*ihrer Person 
im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern eine wahlberechtigte Person die 
Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Per-
sonen überprüfen will, hat sie Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung be-
steht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister eine Auskunfts-
sperre gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. 
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich. 

 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 03. Februar 
2025 bis 07. Februar 2025, spätestens am 07. Februar 2025 bis 13 Uhr, beim Wahlamt der Stadt 
Viersen, Raum 100, Rathausmarkt 1 in 41747 Viersen Einspruch einlegen. 

Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 
02. Februar 2025 eine Wahlbenachrichtigung. 

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Ein-
spruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er*sie nicht Gefahr laufen will, dass er*sie 
sein*ihr Wahlrecht nicht ausüben kann. 

Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits 
einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichti-
gung. 

Die Wahlbenachrichtigungen erhalten auf der Rückseite einen Vordruck für einen Antrag auf Er-
teilung eines Wahlscheins.  

 

4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 110 (Viersen) 

 
  durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum dieses Wahlkreises  
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  oder  
 
  durch Briefwahl  
 

 teilnehmen. 

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

 5.1 eine in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Person, 

 5.2 eine nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Person, 

a) wenn sie nachweist, dass sie ohne ihr Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wäh-
lerverzeichnis nach § 18 Absatz 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 02. Februar 2025) oder die 
Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 22 Absatz 1 der Bundeswahlordnung (bis 
zum 07. Februar 2025) versäumt hat, 

b) wenn ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Absatz 
1 der Bundeswahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 22 Absatz 1 der Bundeswahlord-
nung entstanden ist, 

c) wenn ihr Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach 
Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 

Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 
21. Februar 2025, 15.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich oder elektronisch 
beantragt werden. Die Schriftform gilt auch durch Telefax, E-Mail oder durch sonstige dokumen-
tierbare elektronische Übermittlung als gewahrt. Eine telefonische Antragstellung ist unzulässig. 

Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur 
unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 
15.00 Uhr, gestellt werden.  

Versichert eine wahlberechtigte Person glaubhaft, dass ihr der beantragte Wahlschein nicht zu-
gegangen ist oder sie ihn verloren hat, kann ihr bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer 
Wahlschein erteilt werden. 

Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buch-
stabe a bis c angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum 
Wahltage, 15.00 Uhr, stellen. 

Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachweisen, dass er*sie dazu berechtigt ist. Eine wahlberechtigte Person mit Behinderung kann 
sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 

6. Mit dem Wahlschein erhält die wahlberechtigte Person 

• einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
• einen amtlichen Stimmzettelumschlag, 
• einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen ro-

ten Wahlbrief-umschlag und 
• ein Merkblatt für die Briefwahl. 

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für eine andere Person ist nur möglich, 
wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Voll-
macht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte 
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vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu ver-
sichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 

Eine wahlberechtigte Person, die des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der Ab-
gabe ihrer Stimme gehindert ist, kann sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person be-
dienen. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben. Die Hilfeleistung ist auf tech-
nische Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten 
Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Ein-
flussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung der wahlberechtigten 
Person ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht. Die 
Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von 
der Wahl einer anderen Person erlangt hat. 

Bei der Briefwahl muss die wählende Person den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahl-
schein so rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am 
Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. 

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungs-
form ausschließlich von der Deutschen Post unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf 
dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 

Viersen, den 21.01.2025 

Stadt Viersen 

In Vertretung  

 

gez. 

Ertunç Deniz 
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Stadt Willich 
 

71/2025 Öffentliche Zustellung eines Haftungsbescheides bezüglich Gewerbe-

steuer des Teams Steuern und Gebühren für Jens Eichler 

 
Das nachstehende Dokument wird hiermit gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW durch öffentliche Bekannt-
machung zugestellt. Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechts-
verluste drohen. 
 
Ein Haftungsbescheid bezüglich Gewerbesteuer gemäß § 191 in Verbindung mit § 69 Abgabenord-
nung vom 25.10.2024 für folgende Person: 
 
Herr Jens Eichler, zuletzt bekannte Adresse Bruchstraße 28, 27877 Willich – Kassenzeichen 
01152619.5/0200 
 
wird durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Eine Zustellung auf andere Art kann nicht erfol-
gen.  
 
Das vorgenannte Schriftstück kann während der Öffnungszeiten im Geschäftsbereich Zentrale Fi-
nanzen, Hauptstraße 6 47877 Willich-Neersen, Vorwerk I, Zimmer 13, eingesehen werden. Um vor-
herige telefonische Terminabsprache wird gebeten. 
 
Das Schriftstück gilt zwei Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt des Kreises Viersen als zuge-
stellt. 
 
Willich, den 13.01.2025     Der Bürgermeister 
        Im Auftrag 
        gez. Attinger 
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72/2025 Bekanntmachung der Gemeindebehörde über das Recht auf Einsicht in 

das Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl zum 21. 

Deutschen Bundestag am 23. Februar 2025 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für 

 
X die Gemeinde 

 
X die Wahlbezirke der Gemeinde 

Wahlbezirke 9010 bis 9240 

 wird in der Zeit vom 03.Februar 2025 bis 07.Februar 2025 während der allgemeinen Öffnungs-
zeiten, montags bis freitags von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr und mittwochs von 14.00 Uhr bis 17.00 
Uhr, im Wahlamt der Stadt Willich, Schloss Neersen, Zimmer 106, Hauptstr. 6, 47877 Willich für 
Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit 
oder Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. 
Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wäh-
lerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus 
denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das 
Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Mel-
deregister eine Auskunftssperre gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. 
 
 Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist 
durch ein Datensichtgerät möglich.  
 
 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 20. Tag bis 
zum 16. Tag vor der Wahl, spätestens am 07.02.2025 bis 12.30 Uhr, bei der Stadt Willich, Wahlamt, 
Schloss Neersen, Zimmer 106, Hauptstr. 6, 47877 Willich Einspruch einlegen. 

 Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 
02. Februar 2025 eine Wahlbenachrichtigung. 

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Ein-
spruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahl-
recht nicht ausüben kann. 

 Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die 
bereits einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenach-
richtigung. 

 

4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 110 Viersen 
• durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises  
• oder  
• durch Briefwahl  

teilnehmen. 
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5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

5.1  ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 

5.2  ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wäh-
lerverzeichnis nach § 18 Absatz 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 02. Februar 2025) oder die 
Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 22 Absatz 1 der Bundeswahlordnung (bis 
zum 07. Februar 2025) versäumt hat, 

b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Absatz 
1 der Bundeswahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 22 Absatz 1 der Bundeswahlord-
nung entstanden ist, 

c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst 
nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 

 
Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 
21. Februar 2025, 15.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich oder elektronisch 
beantragt werden.  

Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur 
unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 
15.00 Uhr, gestellt werden. 

Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegan-
gen ist oder er ihn verloren hat, kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahl-
schein erteilt werden. 

Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buch-
stabe a bis c angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum 
Wahltage, 15.00 Uhr, stellen. 

Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nach-
weisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein Wahlberechtigter mit Behinderung kann sich bei der An-
tragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 

6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 

• einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
• einen amtlichen Stimmzettelumschlag, 
• einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen roten 

Wahlbrief-umschlag und 
• ein Merkblatt für die Briefwahl. 

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn 
die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; 
dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. 
Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 

Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der Abgabe 
seiner Stimme gehindert ist, kann sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedie-
nen. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben. Die Hilfeleistung ist auf technische 
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Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahl-
entscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einfluss-
nahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten er-
setzt oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson 
ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer 
anderen Person erlangt hat. 

Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so 
rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage 
bis 18.00 Uhr eingeht. 

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungs-
form ausschließlich von Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf dem 
Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
 Ort, Datum 

 

Willich, den 07.01.2025 

 

Die Gemeindebehörde 
 

Stadt Willich 
Der Bürgermeister 
-als Wahlleiter- 
i. V. 
gez. Dr. Berg 
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73/2025 Wahlbekanntmachung 

 
1.  Am 23. Februar 2025 findet die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag statt. 

 Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr.  
 
2.  Die Stadt Willich ist in folgende 24 Wahlbezirke eingeteilt:  

 Wahl-
bezirk 

Abgrenzung des Wahlbezirks Lage des Wahlraums  
(Straße, Hausnummer, PLZ, Ort, Zimmer-Nr.) 

9010  TE Alperhof I, Pasteurstr. 16, 47877 Willich 
9020  TE Alperhof II, Pasteurstr. 16, 47877 Willich 
9030  Seniorenzentrum Moosheide, Küferstr. 1, 47877 

Willich 
9040  KGS Kolpingschule, Schiefbahner Str. 2,  

47877 Willich, Turnhalle I 
9050  KGS Kolpingschule, Schiefbahner Str. 2,  

47877 Willich, Turnhalle II 
9060  RSE, Kantstr. 2, 47877 Willich, Raum Forum 
9070  RSE, Kantstr. 2, 47877 Willich, Raum B4 
9080  RSE, Kantstr. 2, 47877 Willich, Raum A16 
9090  Mensa St. Bernhard I, Albert-Oetker-Str. 104, 

47877 Willich 
9100  Hubertusschule I, Schillerstr. 20, 47877 Willich 
9110  Hubertusschule II, Schillerstr. 20, 47877      Willich 
9120  Hubertusschule III, Schillerstr. 20, 47877       Willich 
9130  Mensa St. Bernhard II, Albert-Oetker-Str. 104, 

47877 Willich 
9140  Mensa St. Bernhard III, Albert-Oetker-Str. 104, 

47877 Willich 
9150  Tageseinrichtung Bengdbruchstraße, Bengdbruch-

str. 25, 47877 Willich Bewegungsraum 
9160  Technisches Rathaus, Rothweg 2, 47877      Willich, 

Raum 15 
9170  Tageseinrichtung Bengdbruchstraße, Bengdbruch-

str. 25, 47877 Willich, Atelier 
9180  Leonardo-Da-Vinci-Gesamtschule, 2.  Neubau 

Johannesstr. 5, 47877 Willich, Raum 1 
9190  Leonardo-Da-Vinci-Gesamtschule, 2.  Neubau 

Johannesstr. 5, 47877 Willich, Raum 4 
9200  Leonardo-Da-Vinci-Gesamtschule, 2.  Neubau 

Johannesstr. 5, 47877 Willich, Raum 5 
9210  Leonardo-Da-Vinci-Gesamtschule, 2.  Neubau 

Johannesstr. 5, 47877 Willich, Raum 6 
9220  Leonardo-Da-Vinci-Gesamtschule, 2.  Neubau 

Johannesstr. 5, 47877 Willich, A 18 Selbstlernzen-
trum 
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9230  GGS Wekeln I Neubau, Plutoweg 24, 47877 Willich, 
Raum 005 

9240  GGS Wekeln II Neubau, Plutoweg 24, 47877 Wil-
lich, Raum 014 

 
 
 Die Stadt Willich ist in 24 allgemeine Wahlbezirke eingeteilt.  

 In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der Zeit vom 13.01.2025 bis 
02.02.2025 übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem 
der Wahlberechtigte zu wählen hat.  
Die Briefwahlvorstände treten zur Ermittlung des Briefwahlergebnisses um 15.00 Uhr im Ratssaal 
im Schloss Neersen und im Lise-Meitner-Gymnasium in Anrath zusammen. 

3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbezirks wählen, in dessen Wählerver-
zeichnis er eingetragen ist. Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personalaus-
weis oder Reisepass zur Wahl mitzubringen. 

 Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden. 
 Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält bei Betreten des Wahlraumes 
einen Stimmzettel ausgehändigt. 

 Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme. 
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer 
a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen der Bewerber der zugelassenen 

Kreiswahlvorschläge unter Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
dieser, bei anderen Kreiswahlvorschlägen außerdem des Kennworts und rechts von dem Na-
men jedes Bewerbers einen Kreis für die Kennzeichnung, 

b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeichnung der Parteien, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwenden, auch dieser, und jeweils die Namen der ersten fünf Bewerber der 
zugelassenen Landeslisten und links von der Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeich-
nung. 

  
 
 Der Wähler gibt 
 seine Erststimme in der Weise ab, 

dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) durch ein in einen Kreis ge-
setztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber sie gel-
ten soll, 

 und seine Zweitstimme in der Weise, 
dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) durch ein in einen Kreis gesetztes 
Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie gelten soll. 

 Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahlraumes oder in einem be-
sonderen Nebenraum gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe 
nicht erkennbar ist. In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder gefilmt werden. 
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4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Fest-
stellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das 
ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist. 

5. Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im Wahlkreis, in dem der Wahlschein 
ausgestellt ist, 

 a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses Wahlkreises oder 
b) durch Briefwahl 
teilnehmen. 
 Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeindebehörde einen amtlichen 
Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag be-
schaffen und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen Stimmzettelumschlag) 
und dem unterschriebenen Wahlschein so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebe-
nen Stelle zuleiten, dass er dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief 
kann auch bei der angegebenen Stelle abgegeben werden. 

6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben. Eine Aus-
übung des Wahlrechts durch einen Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist unzulässig (§ 14 
Absatz 4 des Bundeswahlgesetzes). 
 Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der Abgabe 
seiner Stimme gehindert ist, kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die Hilfe-
leistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen 
und geäußerten Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter miss-
bräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des 
Wahlberechtigten ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht 
(§ 14 Absatz 5 des Bundeswahlgesetzes). 
 Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Er-
gebnis verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt 
wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der Wahlentscheidung des Wahlberech-
tigten oder ohne eine geäußerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme abgibt. 
Der Versuch ist strafbar (§ 107a Absatz 1 und 3 des Strafgesetzbuches). 

 
 Ort, Datum 

 
Willich, den 15.01.2025 

 

Die Gemeindebehörde 
 
Stadt Willich 
Der Bürgermeister 
-als Wahlleiter- 
i. V. 
gez. Dr. Berg 
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74/2025 Vorläufige Anordnung zur Inanspruchnahme von Flächen zum Ausbau 

von Wirtschaftswegen in der Flurbereinigung Krefeld-Oppum 

 
Bezirksregierung Düsseldorf     Mönchengladbach, 19.12.2024 
Flurbereinigungsbehörde     Dienstgebäude 
-Dezernat33-       41061 Mönchengladbach 
        Croonsallee 36-40 
        Tel.: 0211/475-9803 
        E-Mail: Dezernat33@brd.nrw.de 
 
Flurbereinigung Krefeld-Oppum 
Az.: 33-7 17 04 
 
  

Vorläufige Anordnung 
zur Inanspruchnahme von Flächen zum Ausbau von Wirtschaftswegen 

 
In dem Flurbereinigungsverfahren Krefeld-Oppum wird hiermit gemäß § 36 des Flurbereinigungsge-
setzes (FlurbG) Folgendes angeordnet: 
 

1. Zum Zweck des Ausbaus der gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen durch die Teilneh-
mergemeinschaft der Flurbereinigung Krefeld-Oppum wird den Eigentümern und - sofern 
diese nicht zugleich Bewirtschafter sind - auch den Pächtern Besitz und Nutzung der für den 
Wegeausbau in Anspruch zu nehmenden Grundstücksteilflächen mit Wirkung vom 01.03.2025 
bis zur allgemeinen Besitzeinweisung in die Abfindungsflurstücke nach Maßgabe des Flurbe-
reinigungsplanes an den nachfolgend aufgeführten Flurstücken entzogen. 

 
Wegeabschnitt Gemarkung Flur 

 
Flurstück Verbreiterungsrichtungen 

101/1 Fischeln 4 102 beidseitig 
101/1 Fischeln 4 341 beidseitig 
101/1 Fischeln 4 59 beidseitig 
101/2 Fischeln 4 58 beidseitig 
101/2 Fischeln 4 102 beidseitig 
101/2 Fischeln 3 9 beidseitig 
101/2 Fischeln 4 57 beidseitig 
101/2 Fischeln 3 637 beidseitig 
101/2 Fischeln 4 56 beidseitig 
101/2 Fischeln 2 76 beidseitig 
101/2 Fischeln 2 118 beidseitig 
101/2 Fischeln 2 130 beidseitig 
101/2 Fischeln 2 131 beidseitig 
101/2 Fischeln 2 116 beidseitig 
101/2 Fischeln 2 125 beidseitig 
101/2 Fischeln 2 148 beidseitig 
101/2 Fischeln 2 151 beidseitig 
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101/2 Fischeln 2 122 beidseitig 
101/3 Fischeln 2 151 beidseitig 
101/3 Fischeln 2 42 beidseitig 
101/3 Fischeln 2 146 beidseitig 
103/1 Fischeln 4 30 Einmündung 
103/2 Fischeln 4 30 beidseitig 
103/2 Fischeln 2 66 beidseitig 
103/2 Fischeln 4 31 beidseitig 
103/2 Fischeln 2 73 beidseitig 
103/2 Fischeln 2 5 beidseitig 
103/2 Fischeln 4 36 beidseitig 
103/2 Fischeln 2 94 beidseitig 
103/2 Fischeln 4 37 beidseitig 
103/2 Fischeln 2 14 beidseitig 
103/2 Fischeln 4 38 beidseitig 
103/2 Fischeln 4 40 beidseitig 
103/2 Fischeln 4 41 beidseitig 
103/2 Fischeln 4 46 beidseitig 
103/2 Fischeln 2 95 beidseitig 
103/2 Fischeln 2 152 beidseitig 
103/2 Fischeln 2 154 beidseitig 
103/2 Fischeln 2 107 beidseitig 
103/2 Fischeln 2 114 beidseitig/einseitig nach Osten 
103/2 Fischeln 2 26 einseitig nach Osten 
103/2 Fischeln 4 55 einseitig nach Osten 
103/2 Fischeln 2 121 einseitig nach Osten 
103/2 Fischeln 2 33 einseitig nach Osten 
103/2 Fischeln 4 56 einseitig nach Osten 
103/2 Fischeln 2 76 einseitig nach Osten 
103/2 Fischeln 2 130 einseitig nach Osten 
105/2 Fischeln 4 664 beidseitig 
105/2 Fischeln 4 390 beidseitig 
105/2 Fischeln 4 387 beidseitig 
105/2 Fischeln 4 18 beidseitig 
105/2 Fischeln 4 17 beidseitig 
105/2 Fischeln 4 16 beidseitig 
105/2 Fischeln 1 457 beidseitig 
105/2 Fischeln 1 454 beidseitig 
105/2 Fischeln 1 453 beidseitig/einseitig nach Osten 
105/2 Fischeln 1 1101 einseitig nach Osten 
105/2 Fischeln 1 447 beidseitig/einseitig nach Osten 
105/2 Fischeln 1 445 beidseitig 
105/2 Fischeln 1 434 beidseitig 
105/2 Fischeln 1 435 beidseitig 
105/2 Fischeln 1 432 beidseitig 
105/2 Fischeln 1 418 beidseitig 
106/2 Fischeln 2 64 beidseitig/einseitig nach Süden 
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106/2 Fischeln 2 66 beidseitig/einseitig nach Süden 
106/2 Fischeln 2 110 beidseitig 
106/2 Oppum 4 433 beidseitig/einseitig nach Nor-

den 
106/2 Oppum 4 2150 einseitig nach Norden 
106/2 Oppum 4 2151 beidseitig/einseitig nach Nor-

den 
106/2 Oppum 4 1931 Einmündung 
106/3 Oppum 4 66 Einmündung 

 
 

Das landwirtschaftliche Wegenetz wird weitgehend in bestehender Lage erneuert. Die beste-
henden Wege werden dabei teilweise verbreitert und geringfügig in ihrer Lage verändert, so 
dass die Inanspruchnahme zwischen ca. 1,5 m beidseitig (rot in der Kartenanlage) oder bis zu 
ca. 3 m einseitig (blau in der Kartenanlage) der auszubauenden Wege betragen kann. 
Die von dieser Anordnung betroffenen Wege(-abschnitte) sind der Kartenanlage, die Bestand-
teil dieser vorläufigen Anordnung ist, zu entnehmen. 
Eine Anzeige der in Anspruch zu nehmenden Flächen in der Örtlichkeit erfolgt nur auf Antrag 
bei der Flurbereinigungsbehörde: 

 
• Christoph Nolting: 0211/475-9864, christoph.nolting@brd.nrw.de 
• Falk Engelmann: 0211/475-9826, falk.engelmann@brd.nrw.de 

 
2. Mit Wirkung zum 01.03.2025 wird die Teilnehmergemeinschaft der Flurbereinigung Krefeld-

Oppum in den Besitz der unter Nr. 1. aufgeführten Grundstücksteilflächen zum Zweck der o.g. 
Baumaßnahmen eingewiesen. 

3. Die durch diese Anordnung in Anspruch genommenen Flächen verbleiben bis zur Ausführung 
des Flurbereinigungsplanes im Eigentum der bisherigen Eigentümer, denen die auf die betrof-
fenen Grundstücke bezogenen gesetzlichen Abfindungs- und Entschädigungsansprüche erhal-
ten bleiben. Der Landausgleich für die in Anspruch genommenen Flächen erfolgt im Rahmen 
der neuen Landzuteilung im Flurbereinigungsplan wie auch die Entschädigung für vorüberge-
hende Nachteile durch das Wegebauvorhaben, sofern diese geltend gemacht wird. 

4. Bestehende Pachtverhältnisse an den in Anspruch genommenen Teilflächen bleiben durch 
diese vorläufige Anordnung unberührt. Die Verpflichtung des Pächters zur Zahlung des im 
Pachtvertrag vereinbarten Pachtzinses bleibt unverändert bestehen. Bis zum allgemeinen Be-
sitzübergang entstehende vorübergehende Nachteile durch das Wegebauvorhaben werden 
im Rahmen des Flurbereinigungsplans ausgeglichen, sofern diese geltend gemacht werden.  

5. Sofern ein Pachtverhältnis vor dem allgemeinen Besitzübergang in der Flurbereinigung Kre-
feld-Oppum endet, gilt diese Anordnung entsprechend für den mit Ende des Pachtverhältnis-
ses grundsätzlich wieder dem Eigentümer zufallenden unmittelbaren Besitz an der in An-
spruch genommenen Fläche.  

6. Die Aberntung auf den unter 1. aufgeführten Teilflächen muss in Folge der bestehenden Scha-
densminderungspflicht durch die Bewirtschafter bis zum angeordneten Besitzübergang auf 
die Teilnehmergemeinschaft erfolgen.  

7. Die Ergebnisse der Wertermittlung für das Flurbereinigungsverfahren Krefeld-Oppum sind 
noch nicht gemäß § 32 FlurbG festgestellt. Die Finanzverwaltung hat die Ergebnisse der Bo-
denschätzung, wie sie zurzeit im Liegenschaftskataster nachgewiesen sind, im Rahmen des 
Flurbereinigungsverfahrens für das gesamte Verfahrensgebiet überprüft. Danach kann die Bo-
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denschätzung für die Wertermittlung der aufgrund dieser Anordnung in Anspruch zu nehmen-
den Flächen zugrunde gelegt werden. 

 
 
 
 
Diese vorläufige Anordnung mit Karte liegt zur Einsichtnahme für die Beteiligten 1 Monat lang, wäh-
rend der Dienststunden nach telefonischer Abstimmung, aus im  
 

Dienstgebäude der Bezirksregierung Düsseldorf, 
Dezernat 33 

Croonsallee 36-40, 41061 Mönchengladbach. 
 
Die Monatsfrist beginnt mit dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung dieser Anordnung.  
Die öffentliche Bekanntmachung und die Übersichtskarte finden Sie auch auf der Internetseite der 
Bezirksregierung Düsseldorf (www.brd.nrw.de) unter der Rubrik „Themen“/“Planen und Bauen“/“Bo-
denordnung“/“Flurbereinigung zur Verbesserung der Agrarstruktur“. 
 

Gründe 
Die betroffenen Grundstücke unterliegen dem Flurbereinigungsverfahren Krefeld-Oppum, das durch 
Beschluss der Bezirksregierung Düsseldorf als Flurbereinigungsbehörde vom 06.11.2017 eingeleitet 
worden ist.  
Das Flurbereinigungsverfahren hat das Ziel, bevorratete Ausgleichsflächen der Stadt Krefeld vor der 
Aufwertung in eine naturschutzfachlich sowie agrarstrukturell verträgliche Lage entlang zweier Bio-
topverbundachsen zu konzentrieren.  
Zur Erreichung dieses Ziels sowie zur allgemeinen Verbesserung der Agrarstruktur ist die Erneuerung 
des Wirtschaftswegenetzes eine notwendige Voraussetzung. Viele Wege sind in schlechtem Zustand 
und verlaufen oft unparzelliert bzw. losgelöst vom Katasterflurstück. 
Der im Benehmen mit dem Vorstand der Teilnehmergemeinschaft aufgestellte und mit den Trägern 
öffentlicher Belange sowie der landwirtschaftlichen Berufsvertretung erörterte Plan über die gemein-
schaftlichen und öffentlichen Anlagen (Plan nach § 41 FlurbG) ist durch die Flurbereinigungsbehörde 
(Bezirksregierung Düsseldorf – Dezernat 33) am 21.12.2023 genehmigt worden. Diese Plangenehmi-
gung ist bestandskräftig.  
Gemäß § 36 Abs. 1 FlurbG kann die Flurbereinigungsbehörde eine vorläufige Anordnung erlassen, 
wenn es aus dringenden Gründen erforderlich wird, bereits vor der Ausführung des Flurbereinigungs-
plans den Besitz oder die Nutzung von Grundstücken zu regeln.  
Zur Erreichung der Ziele der Flurbereinigung und zur Sicherstellung der Ausführung des Flurbereini-
gungsplanes ist es notwendig, die gemeinschaftlichen Anlagen (Wege, Gewässer und landespflegeri-
sche Anlagen) vorweg auszubauen bzw. herzustellen. Mit dem Ausbau soll insbesondere erreicht wer-
den, dass unmittelbar nach der Besitzeinweisung die neuen Grundstücke ohne Inanspruchnahme der 
Grundstücke anderer Beteiligter erreicht werden und die Wirkungen der Anlagen sich frühzeitig ent-
falten können.  
Die sachgerechte Verwendung der für das Haushaltsjahr 2025 bereitgestellten öffentlichen Mittel 
setzt einen planmäßigen und fristgerechten Ausbau der Maßnahmen voraus.  
Der Ausbau des Wegenetzes zum jetzigen Zeitpunkt liegt im überwiegenden Interesse der Beteiligten 
sowie im öffentlichen Interesse.  
Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft ist gemäß § 25 Abs. 2 FlurbG vor Erlass der vorläufigen 
Anordnung angehört worden. 
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Hinweis zu Prämien: 

Es wird darauf hingewiesen, dass für beantragte Prämien im Rahmen der Agrarförderung die Flächen-
nachweise im jeweiligen Bewirtschaftungsjahr entsprechend zu korrigieren und unverzüglich der zu-
ständigen Bewilligungsbehörde mitzuteilen sind. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen die Vorläufige Anordnung kann innerhalb eines Monats Widerspruch bei der Bezirksregierung 
Düsseldorf, 40474 Düsseldorf, erhoben werden. 
 
 
 

Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO wird hiermit die sofortige Vollziehung dieser vorläufigen Anordnung 
angeordnet mit der Folge, dass Rechtsbehelfe gegen sie keine aufschiebende Wirkung haben. 
 

Gründe 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist im überwiegenden Interesse der Beteiligten des Flurbe-
reinigungsverfahrens und im öffentlichen Interesse geboten. Die Baumaßnahmen sollen nach Wirk-
samwerden des angeordneten Besitzübergangs unmittelbar begonnen werden. Um zusätzliche Be-
einträchtigungen der Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen außerhalb der Wegeflächen 
weitestgehend zu vermeiden, sollen die Baumaßnahmen innerhalb der auszubauenden Wegeflächen 
abgewickelt werden. Hierzu ist es erforderlich, dass diese Wegeflächen der Teilnehmergemeinschaft 
insgesamt durchgängig zur Verfügung stehen, da andernfalls die erforderlichen Baumaßnahmen er-
heblich erschwert und verteuert würden. Das überwiegende Interesse der Beteiligten ist gegeben, da 
der vorzeitige Ausbau vorhandener Wege nicht nur der besseren und schnelleren Erreichbarkeit der 
neuen Grundstücke dient und eine erhebliche Erleichterung der künftigen Bewirtschaftung ermög-
licht, sondern zudem die effektivere Durchführung des Wegeneubaus und der Rekultivierung alter 
Wege gewährleistet. Die gewährten Fördermittel für den ländlichen Raum laufen Ende 2025 aus. Die 
Anordnung der sofortigen Vollziehung liegt somit ebenfalls im öffentlichen Interesse.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann die Wiederherstellung der aufschiebenden 
Wirkung gemäß § 80 Abs. 5 VwGO beantragt werden. Der Antrag ist bei dem Oberverwaltungsgericht 
für das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster zu stellen. 
Die sofortige Vollziehung kann auf Antrag gemäß § 80 Abs. 4 VwGO auch von der Flurbereinigungs-
behörde ausgesetzt werden. 
       
                Im Auftrag  
      LS       
            gez.  

Markus Tönnißen 
LRVermD 

 
 
 
Hinweis: 
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Diese öffentliche Bekanntmachung finden Sie auch auf der Internetseite der Bezirksregierung Düssel-
dorf (www.brd.nrw.de) unter der Rubrik „Über uns/Services/Bekanntmachungen“. 
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